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Errichtung der „Stiftung zur Förderung 
der Verständigung zwischen Deutschland 

und Russland“

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales

Vom 9 . August 2019 

Auf Grund des § 13 des Stiftungsgesetzes für das Land Bran-
denburg (StiftGBbg) vom 20 . April 2004 (GVBl . I S . 150) wird 
hiermit die Anerkennung der „Stiftung zur Förderung der Ver-
ständigung zwischen Deutschland und Russland“ mit Sitz in 
Potsdam als rechtsfähig öffentlich bekannt gemacht . 

Zweck der Stiftung ist die Förderung des Völkerverständigungs-
gedankens durch die Unterstützung des Deutsch-Russischen  
Forums e . V . und die Verständigung zwischen Deutschland und 
Russland, der diesbezüglichen Nachwuchsarbeit sowie der kom-
munalen und regionalen Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Ländern (in Anlehnung an §§ 52 ff . der Abgabenordnung) .

Die Stiftung verfolgt gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung . 

Die gemäß § 4 Absatz 1 StiftGBbg zuständige Verwaltungs-
behörde für die Anerkennung einer Stiftung mit Sitz im Land 
Brandenburg, das Ministerium des Innern und für Kommuna-
les, hat die Anerkennung der Rechtsfähigkeit mit Urkunde vom 
9 . August 2019 erteilt .

Richtlinie 
des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 

Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg
zur Gewährung von Zuwendungen 

für Naturschutzmaßnahmen im Wald 
und Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung 

der durch Extremwetterereignisse verursachten 
Folgen im Wald

(MLUL-Forst-RL-NSW und BEW)

Vom 6 . August 2019

1 Zuwendungszweck und Rechtsgrundlage

1 .1 Das Land gewährt auf der Grundlage des Rahmen-
plans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) För-
derbereich 5: Forsten, Maßnahmengruppen E und F in 
der jeweils geltenden Fassung, nach Maßgabe dieser 
Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 
der Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwendungen für:

I . Vertragsnaturschutz im Wald

II . Vorhaben zur Bewältigung der durch Extremwetter-
ereignisse verursachten Folgen im Wald .

1 .2 Gleichstellung von Frauen und Männern

 Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten in die-
ser Richtlinie jeweils in weiblicher und männlicher 
Form .

1 .3 Nachhaltigkeit der Förderung

 Mit dieser Förderung werden Ziele der Erhaltung und 
Wiederherstellung von Waldökosystemen, der nach-
haltigen Entwicklung des Waldes sowie Ziele des 
Umweltschutzes und der Erhaltung der Umweltquali-
tät verfolgt .

1 .4 Anspruch des Antragstellers

 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht . Vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen 
Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmit-
tel .

I. Vertragsnaturschutz im Wald

I.1 Ziel der Förderung

 Ziel der Förderung ist der Schutz, die Erhaltung und 
die Wiederherstellung von Lebensräumen und Le-
bensstätten wildlebender Tier- und Pflanzenarten im 
Wald sowie die Verbesserung der lebensraumtypi-
schen Vielfalt der Waldökosysteme, die der Umset-
zung Natura 2000 dienen .

I.2 Gegenstand der Förderung

I .2 .1 Erhalt von stehendem und/oder liegendem Totholz in 
Waldlebensraumtypen1 mit Erhaltungsgraden B oder C 
oder in Waldlebensraumtypen-Entwicklungsflächen (E).

I .2 .2 Erhalt von Alt- und Biotopbäumen in Waldlebensraum-
typen mit Erhaltungsgrad C oder in Waldlebensraum-
typen-Entwicklungsflächen (E).

I .2 .3 Förderung des guten (B) oder hervorragenden (A)  
Erhaltungsgrades von Wald-Lebensraumtypen (Wald- 
LRT) .

1 Liste der Waldlebensraumtypen entsprechend Lebensraumtypen der FFH-
Richtlinie in Brandenburg (Heft 3/4 2014)

 https://lfu .brandenburg .de/cms/detail .php/bb1 .c .315320 .de
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I.2.4 Anlage und/oder Pflege eines Krautsaumes.

I .2 .5 Vollständige Entnahme gebietsfremder Gehölze in 
Waldlebensraumtypen .

I .2 .6 Dauerhafter Nutzungsverzicht auf Waldlebensraum-
typenflächen.

I .2 .7 Von der Förderung ausgeschlossen sind:

I .2 .7 .1 Vorhaben auf Flächen, die dem Zuwendungsempfän-
ger zum Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich über-
tragen worden sind .

I .2 .7 .2 Naturschutzrechtliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men im Sinne des § 14 des Bundesnaturschutzgesetzes, 
Kohärenzmaßnahmen in Natura-2000-Gebieten gemäß 
§ 34 Absatz 5 des Bundesnaturschutzgesetzes, forst-
rechtliche Kompensationsvorhaben, Vorhaben auf Flä-
chen, auf denen die Bewirtschaftung aufgrund rechtli-
cher Vorschriften dauerhaft untersagt ist (zum Beispiel 
Kernzonen von Nationalparken oder Biosphären-
reservaten) .

I .2 .7 .3 Leistungen der öffentlichen Verwaltung .

I.2.7.4 Kauf von Maschinen und Geräten.

I .2 .7 .5 Vorhaben, die bereits durch andere Förderprogramme 
gefördert werden .

I .2 .7 .6 Vorhaben, die nach Bundeswaldgesetz oder Landes-
waldgesetz zu den gesetzlichen Pflichten des Wald-
eigentümers gehören .

I.3 Zuwendungsempfängerin/Zuwendungsempfänger

I .3 .1 Inhaber von Forstbetrieben und ihre Zusammenschlüs-
se, ausgenommen Bund und Länder sowie juristische 
Personen, deren Kapitalvermögen sich zu mindestens 
25 Prozent in den Händen dieser Institutionen befin-
det .

I .3 .2 Gemeinden, Gemeindeverbände und gemeinnützige ju-
ristische Personen .

I.4 Zuwendungsvoraussetzungen

I.4.1 Die Förderkulisse sind die in der FFH-Richtlinie defi-
nierten Waldlebensraumtypen und ihre Entwicklungs-
flächen, auch über bestehende FFH-Gebiete hinaus, 
die im Rahmen der brandenburgischen Biotopkartie-
rung erfasst sind . Die Förderung erfolgt auf der Grund-
lage naturschutzfachlicher Konzepte oder Fachpla-
nungen, wie zum Beispiel Managementplänen oder 
vergleichbarer Planungen2 . Grundlage für Vorhaben, 
für die keine Managementpläne oder vergleichbare 
naturschutzfachliche Planungen vorliegen beziehungs-
weise die außerhalb der Förderkulisse liegen, ist eine 

2 Vergleichbare Planungen sind Bewirtschaftungserlasse, Pflege- und Ent-
wicklungspläne, Nationalparkplan, Managementvermerke und NSG-Ver-
ordnungen .

fachliche Bestätigung durch die Fachbehörde für Na-
turschutz und Landschaftspflege, aus welcher der Er-
haltungsgrad und die Befürwortung der Maßnahme 
hervorgeht .

I .4 .2 Die Zuwendungsempfänger müssen, sofern es sich 
nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse im 
Sinne des Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentümer 
der begünstigten Flächen sein oder eine schriftliche 
Einverständniserklärung des Eigentümers vorlegen .

I .4 .3 Bei der Antragstellung ist die Vorlage einer kartenmä-
ßigen Darstellung erforderlich, welche die Lage des 
Projektes in Bezug zu den beanspruchten Flurstücken 
und die örtliche Forstadresse darstellt . Für Totholz ist 
eine skizzenhafte Verortung in der Karte hinreichend. 
Der Standort und die Nummer von Alt- beziehungs-
weise Biotopbäumen sind skizzenhaft in der Karte zu 
dokumentieren .

I .4 .4 Gemäß Nummer I .2 .1 (Erhalt von Totholz) wird der 
Verbleib von natürlich entstandenem stehenden und/
oder liegenden Totholz mit geringem Zersetzungsgrad 
mit einer Zweckbindung von zehn Jahren gefördert . 
Hierbei muss es sich um Totholz von mindestens drei 
Meter Länge/Höhe mit einem Durchmesser:

- bei den Baumarten Buche oder Eiche von mehr 
als 50 cm Brusthöhendurchmesser oder Durch-
messer am stärksten Ende sowie

- bei den Baumarten Ulme, Hainbuche, Linde, Berg-
ahorn und Erle von mehr als 35 cm Brusthöhen-
durchmesser beziehungsweise Durchmesser am 
stärksten Ende

 handeln .

I .4 .5 Der Erhalt von maximal zehn Altbäumen/Biotopbäu-
men je Hektar gemäß Nummer I .2 .2 ist für einen Zeit-
raum von mindestens 20 Jahren förderfähig . Die Bäu-
me sind während der Zweckbindungsfrist dauerhaft 
zu markieren . Eine wirtschaftliche Nutzung ist (aus-
genommen die pflegliche Saatgutgewinnung in zuge-
lassenen Saatgutbeständen) ausgeschlossen . Die Alt-
bäume/Biotopbäume sollen naturschutzfachlich wert- 
volle Merkmale aufweisen (zum Beispiel Zwiesel, 
Astabbrüche, Höhlen oder Rindentaschen). Eine Kom-
bination dieser Maßnahme mit der Förderung des gu-
ten (B) oder hervorragenden (A) Erhaltungsgrades 
von Wald-Lebensraumtypen (Wald-LRT) gemäß Num-
mer I .2 .3 auf gleicher Fläche innerhalb der Zweck-
bindungszeiträume ist nicht zuwendungsfähig .

I .4 .6 In Waldlebensraumtypen mit gutem Erhaltungs-
grad (B) oder hervorragendem Erhaltungsgrad (A) 
wird für die Zweckbindungsfrist von 20 Jahren die 
Bewirtschaftung gefördert, die zur Einhaltung der Kri-
terien für den jeweiligen Erhaltungsgrad führt3 (Num-
mer I .2 .3) .

3 Bewertungsschemata der Waldlebensraumtypen entsprechend Lebensraum-
typen der FFH-Richtlinie in Brandenburg (Heft 3/4 2014) 

 https://lfu .brandenburg .de/cms/detail .php/bb1 .c .315320 .de
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I .4 .7 Für Vorhaben gemäß Nummern I .2 .1 bis I .2 .3 bedarf 
es vor Antragstellung einer fachlichen Beurteilung der 
Fördermaßnahme durch die untere Forstbehörde .

I.4.8 Förderfähige Vorhaben gemäß Nummer I.2.4 (Kraut-
saum) beinhalten die Anlage und/oder die Pflege eines 
Krautsaumes mit einer Breite von fünf bis zehn Me-
tern . Zur Ermittlung der anrechenbaren Breite ist die 
Addition beidseitig eines Weges gelegener Säume von 
jeweils mindestens drei Metern Breite möglich . Die 
Anlage erfolgt durch Selbstbegrünung unter anderem 
nach Oberflächenglättung, Gehölzbeseitigung und/oder 
Abtragung der Streuauflage. Innerhalb der Zweckbin-
dungsfrist von fünf Jahren ist eine jährliche oder mehr-
jährige Mahd des Krautsaumes einschließlich der Ent-
nahme des Mähgutes und nicht erwünschter Gehölz- 
sukzession zu gewährleisten . Der Einsatz von Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig. Eine po-
sitive Stellungnahme des Vorhabens durch die Fach-
behörde für Naturschutz und Landschaftspflege ist 
erforderlich und durch den Antragsteller vor Beantra-
gung einzuholen .

I .4 .9 Die Entnahme gebietsfremder Gehölze in Waldlebens-
raumtypen gemäß Nummer I .2 .5 beinhaltet deren 
vollständige Entnahme inklusive der Nachsorge im 
Zweckbindungszeitraum von fünf Jahren .

 Es bedarf vor Antragstellung einer fachlichen Beur-
teilung der Fördermaßnahme durch die untere Forst-
behörde . Die Entnahme der spätblühenden Trauben-
kirsche ist hierbei nicht förderfähig .

I .4 .10 Das Vorhaben gemäß Nummer I .2 .6 umfasst den voll-
ständigen Verzicht auf die Bewirtschaftung oder die 
Bestandspflege einer Lebensraumtypenfläche. Für den 
dauerhaften Nutzungsverzicht ist nach Bewilligung 
die Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienst-
barkeit zugunsten des Landes Brandenburg im Grund-
buch vorzuweisen . Zulässig bleibt die ersteinrichten-
de Entnahme nicht lebensraumtypischer Gehölzarten 

gemäß Nummer I.2.5. Die Kombination der Maßnah-
me mit Vorhaben nach den Nummern I .2 .1 bis I .2 .4 ist 
nicht zuwendungsfähig . Eine positive Stellungnahme 
durch die Fachbehörde für Naturschutz und Land-
schaftspflege ist erforderlich.

I .4 .11 Die Förderung der Vorhaben gemäß Nummern I .2 .1 
bis I .2 .6 erfolgt unter Beachtung der Verordnung (EU) 
Nr . 1407/2013 vom 18 . Dezember 2013 („De-minimis“-
Beihilfen) über die Anwendung der Artikel 107 und 108 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union - AEUV . Die im Rahmen der „De-minimis“-Bei-
hilfen gewährten Zuwendungen dürfen 200 000 Euro 
innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren je Zuwen-
dungsempfänger nicht überschreiten . Maßstab ist da-
bei der Zeitpunkt der Bewilligung .

I.5 Bemessungsgrundlage/Art und Höhe der Zuwen-
dung

I .5 .1 Zuwendungsart: Projektförderung

I .5 .2 Finanzierungsart:

- Festbetragsfinanzierung für die Nummern I.2.1 
bis I .2 .3 sowie I .2 .6

- Anteilfinanzierung für die Nummern I.2.4 und I.2.5

I .5 .3 Form der Zuwendung: Zuschuss

I .5 .4 Bagatellgrenze (abweichend von § 44 LHO gilt):

- Zuwendungshöhe 1 000 Euro je Antrag gemäß 
Nummern I .2 .1, I .2 .3 bis einschließlich I .2 .6

- Zuwendungshöhe 300 Euro je Antrag gemäß Num-
mer I .2 .2

I .5 .5 Bemessungsgrundlage/Höhe der Zuwendung:

 Festbeträge für Vorhaben gemäß Nummern I .2 .1 bis 
einschließlich I .2 .3 und I .2 .6

Nummer 
im MB I

Vorhaben für Lebensraumtyp mit Erhaltungsgrad (EHG) 
der Fläche

Bezugs-
einheit 
(BE)

Festbetrag 
(FB) netto 
(Betrag in 

€/BE)
I .2 .1 Erhalt von mindestens 21 m³ 

stehendem und/oder 
liegendem Totholz

9110, 9130, 9150, 
9160, 9170, 9180, 
9190, 91E0, 91F0, 
91G0, 91T0, 91U0, 
9410

EHG C oder LRT-Entwick-
lungsflächen für 9110, 9130, 
9150, 9160, 9190 (grundwas-
serbeeinflusste Variante, 
Biotopcode 08191), 91F0,
EHG B oder schlechter für 
9170, 9180, 9190 (alle 
Biotopcodes außer 08191), 
91E0 (Untertyp Erlen-
Eschenwald), 91G0, 91T0, 
91U0, 9410

ha 800,00

Erhalt von mindestens 41 m³ 
stehendem und liegendem 
Totholz

9110, 9130, 9150, 
9160, 9190, 91F0

EHG B (9190 nur grundwas-
serbeeinflusste Variante, 
Biotopcode 08191)
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Nummer 
im MB I

Vorhaben für Lebensraumtyp mit Erhaltungsgrad (EHG) 
der Fläche

Bezugs-
einheit 
(BE)

Festbetrag 
(FB) netto 
(Betrag in 

€/BE)
I .2 .2 Erhalt von mindestens 

3 Alt-/Biotopbäumen mit 
BHD > 35 cm je Hektar

91D0, 91E0 (Weich- 
holzaue), 91G0, 
91U0, 91T0, 9410

EHG C oder LRT-Entwick-
lungsflächen

Baum 50,00

Erhalt von mindestens 
3 Alt-/Biotopbäumen mit 
BHD > 50 cm je Hektar

91D0, 91E0 (Weich- 
holzaue), 91G0, 
91U0, 91T0, 9410

EHG C oder LRT-Entwick-
lungsflächen

Baum 100,00

Erhalt von mindestens 
5 Alt-/Biotopbäumen mit 
BHD > 50 cm je Hektar

9110, 9160 (außer 
Eiche), 9170 (außer 
Eiche), 9180, 9190, 
91E0 (Erlen-Eschen-
wald)

EHG C oder LRT-Entwick-
lungsflächen

Baum 180,00

Erhalt von mindestens 
5 Alt-/Biotopbäumen mit 
BHD > 75 cm je Hektar

9110, 9130, 9150, 
9160, 9170, 9180, 
9190, 91E0 (Erlen-
Eschenwald), 91F0

EHG C oder LRT-Entwick-
lungsflächen

Baum 270,00

Erhalt von mindestens 
5 Alt-/Biotopbäumen mit 
BHD > 100 cm je Hektar

9130, 9150, 9160, 
9170, 91F0

EHG C oder LRT-Entwick-
lungsflächen

Baum 360,00

I .2 .3 Förderung des guten 
Erhaltungsgrades (B)

9110, 9130, 9150, 
9160, 9170, 9180, 
9190, 91F0, 91G0

EHG B ha 2 500,00

9410 EHG B ha 1 700,00
91D0, 91E0, 91T0, 
91U0

EHG B ha 1 000,00

Förderung des hervorra-
genden Erhaltungsgrades (A)

9110, 9130, 9150, 
9160, 9170, 9180, 
9190, 91F0, 91G0

EHG A ha 4 000,00

9410 EHG A ha 2 700,00
91D0, 91E0, 91T0, 
91U0

EHG A ha 1 600,00

I .2 .6 dauerhafter Verzicht auf 
forstliche Bewirtschaftung 
in Waldlebensraumtypen

9180, 91F0, 91G0 ha 8 000,00

I .5 .6 Für Vorhaben gemäß Nummern I .2 .1 bis einschließ-
lich I .2 .3 und I .2 .6 erfolgt der Zuschuss/die Zuwei-
sung auf Grundlage der ausgewiesenen Festbeträge .

I .5 .7 Für Vorhaben gemäß Nummern I .2 .4 und I .2 .5 beträgt 
der Fördersatz 100 Prozent der nachgewiesenen för-
derfähigen Gesamtkosten .

I .5 .8 Die Mehrwertsteuer ist förderfähig bei Vorhaben ge-
mäß den Nummern I .2 .4 und I .2 .5 für den Fall, dass 
der Zuwendungsempfänger nicht vorsteuerabzugs-
berechtigt ist .

I .5 .9 In Bezug auf die Anwendung der vergaberechtlichen 
Vorschriften gelten die einschlägigen Festlegungen in 
den Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest) zu 
§ 44 LHO .

I .5 .10 Bei Anträgen natürlicher oder juristischer Personen 
bis zu einer Zuwendungshöhe von 50 000 Euro für 
Vorhaben gemäß Nummern I .2 .4 und I .2 .5 sind die 
voraussichtlichen Gesamtkosten durch Einholung von 
mindestens drei Angeboten zu ermitteln . Bei Anträ-
gen natürlicher oder juristischer Personen bei einer 
Zuwendungshöhe von über 50 000 Euro oder bei öf-
fentlichen Antragstellern gelten die vergaberechtli-
chen Vorschriften in den ANBest zu § 44 LHO .

I .5 .11 Die Gesamtzuwendung für Vorhaben nach Maßnah-
menbereich I . darf pro Zuwendungsempfänger im Jahr 
50 000 Euro nicht überschreiten (Kappungsgrenze). 
Die Bewilligungsbehörde kann in begründeten Ein-
zelfällen Ausnahmen zulassen, wenn die Überschrei-
tung als sinnvoll erachtet wird und ausreichend Haus-
haltsmittel zur Verfügung stehen .
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I .5 .12 Die förderfähigen Ausgaben vermindern sich um 
zweckgebundene finanzielle Mittel/Leistungen Drit-
ter .

I.6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

I.6.1 Die begünstigte Waldfläche muss sich im Land Bran-
denburg befinden.

I .6 .2 Die Förderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Wider-
rufs für den Fall, dass die begünstigten Waldflächen 
(nach dem zuletzt geförderten Vorhaben) nach der 
Nummer I .2 .1 innerhalb von zehn Jahren, nach den 
Nummern I .2 .2 und I .2 .3 innerhalb von 20 Jahren und 
nach den Nummern I .2 .4 und I .2 .5 innerhalb von fünf 
Jahren nicht dem Zuwendungszweck entsprechend 
verwendet beziehungsweise behandelt werden .

I .6 .3 Soweit bei einem Verkauf von nach dieser Richtlinie 
begünstigten Waldflächen innerhalb des Zweckbin-
dungszeitraumes der Erwerber nicht bereit ist, die 
vorstehenden Verpflichtungen durch schriftliche Ein-
verständniserklärung zu übernehmen, kann die Zu-
wendung verzinst zurückgefordert werden .

I .6 .4 Der Bundesrechnungshof, der Landesrechnungshof, 
das Fachministerium sowie deren beauftragte Dritte 
sind berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger be-
ziehungsweise wenn Mittel an Dritte weitergeleitet 
wurden, auch bei diesen zu prüfen .

I .6 .5 Vorhaben innerhalb eines Vorhabenbereiches können 
in einem Antrag zusammengefasst werden . Bei der 
Beantragung einer Zuwendung für die Pflege oder 
Nachsorge gemäß den Nummern I .2 .4 und I .2 .5 ist der 
Bezug zur Erstinvestition darzustellen .

I.7 Verfahren

I .7 .1 Antragsverfahren

 Anträge sind schriftlich, vollständig und formgebun-
den postalisch bei der Bewilligungsbehörde bis zum 
1 . September des laufenden Jahres zu stellen .

I .7 .2 Bewilligungsverfahren

 Bewilligungsbehörde ist der Landesbetrieb Forst Bran-
denburg .

 Die Bewilligung richtet sich nach Posteingang . Vor-
haben gemäß Nummern I .2 .1 und I .2 .2 sowie I .2 .4  
bis I .2 .6 werden laufend bewilligt und haben Vorrang 
vor Vorhaben gemäß Nummer I .2 .3 . Vorhaben gemäß 
Nummer I .2 .3 werden ab dem 15 . September des lau-
fenden Jahres bewilligt .

I .7 .3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

 Die Auszahlungsanträge sind formgebunden bis spä-
testens 15 . November an die Bewilligungsbehörde zu 
stellen .

 Abweichend von § 44 LHO erfolgt die Auszahlung 
für Vorhaben gemäß Nummern I .2 .1 bis I .2 .3 ohne 
Mittelanforderung nach Erlangen der Bestandskraft 
des Bescheides, die durch Ablauf der Widerspruchs-
frist oder durch Rechtsbehelfsverzicht erreicht wird . 
Die Auszahlung für Vorhaben gemäß Nummer I .2 .6 
erfolgt erst nach Nachweis der Grundbucheintragung 
der beschränkten persönlichen Dienstbarkeit .

 Die Auszahlung der Fördermittel gemäß den Num-
mern I .2 .4 und I .2 .5 erfolgt auf dem Wege der Erstat-
tung. Bei Anteilfinanzierung gemäß den Nummern I.2.4 
und I .2 .5 hat der Zuwendungsempfänger eine Über-
sicht über die bezahlten Rechnungen einschließlich der 
Originalbelege und der Zahlungsbelege sowie eine Do-
kumentation der Auftragsvergabe einzureichen .

 Die Auszahlung der bewilligten Zuwendungssumme 
für Vorhaben gemäß den Nummern I .2 .4 und I .2 .5 er-
folgt erst nach abschließender Prüfung des Verwen-
dungsnachweises (Nummer 5 .3 .6 VV zu § 44 LHO in 
Verbindung mit Nummer 6 beziehungsweise 7 der 
Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung [ANBest-P/G]) .

II. Bewältigung der durch Extremwetterereignisse ver-
ursachten Folgen im Wald

II.1 Ziel der Förderung

 Ziel der Förderung ist die Bewältigung der durch Ex-
tremwetterereignisse verursachten Folgen im Wald 
durch Waldschutzmaßnahmen sowie Vorhaben zur 
Sicherung oder Wiederherstellung von Waldökosyste-
men .

 Extremwetterereignisse sind Witterungsverhältnisse, 
die stark vom Durchschnitt abweichen, wie zum Bei-
spiel starker oder lang anhaltender Hagel, Frost, 
Schneefall, Hitze, Trockenheit und Sturm, und direkte 
Schäden und/oder Folgeschäden verursachen .

II.2 Gegenstand der Förderung

II.2.1 Aufarbeitung des Kalamitätsholzes und dessen be-
standes- und bodenschonende Rückung auf Wald- 
flächen, die durch Extremwetterereignisse und deren 
Folgen geschädigt wurden .

II .2 .2 Entrindung befallenen Rundholzes von Fichten, Lär-
chen und Kiefern sowie Beseitigung des Rindenmate-
rials .

II .2 .3 Beseitigung des bruttauglichen Restmaterials im ge-
schädigten Waldbestand bei Fichte und Lärche .

II .2 .4 Schutz von Holzpoltern mit Polterschutznetzen mit 
insektizidem Wirkstoff gegen rinden- und holzbrüten-
de Borkenkäfer .

II .2 .5 Polterbehandlung mit Insektiziden bei den Holzarten 
Fichte, Lärche und Kiefer.
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II .2 .6 Unterhaltung von Waldbrandwundstreifen .

II .2 .7 Anlage von Waldbrandwundstreifen .

II .2 .8 Munitionssondierung zur Vorbereitung der Anlage und 
Unterhaltung von Waldbrandwundstreifen .

II.2.9 Aviotechnische Behandlung großflächiger Insekten-
kalamitäten bei nachgewiesener Bestandesgefährdung .

II .2 .10 Von der Förderung ausgeschlossen sind:

II .2 .10 .1 Vorhaben des regulären Holzeinschlags .

II.2.10.2 Der Kauf von Maschinen und Geräten.

II .2 .10 .3 Vorhaben auf Flächen, auf denen die Bewirtschaftung 
aufgrund rechtlicher Vorschriften dauerhaft untersagt 
ist, zum Beispiel Kernzonen von Nationalparken oder 
Biosphärenreservaten .

II .2 .10 .4 Vorhaben auf Flächen, die dem Zuwendungsemp- 
fänger zum Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich 
übertragen worden sind . Hiervon ausgenommen sind 
Vorhaben nach Nummern II .2 .6 bis II .2 .8 .

II.2.10.5 Kommunale Pflichtaufgaben.

II.3 Zuwendungsempfängerin/Zuwendungsempfänger

II .3 .1 Zuwendungsempfänger können natürliche Personen, 
juristische Personen des Privat- und öffentlichen Rechts 
als Besitzer von forstwirtschaftlichen Flächen sowie 
anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse und 
denen gleichgestellte Zusammenschlüsse im Sinne 
des Bundeswaldgesetzes in der jeweils geltenden Fas-
sung sein .

II .3 .2 Als Zuwendungsempfänger ausgeschlossen sind Bund 
und Länder sowie juristische Personen, deren Kapital-
vermögen sich zu mindestens 25 Prozent in den Hän-
den dieser Institutionen befindet. Vorhaben auf Grund-
stücken im Eigentum der im vorgenannten Satz auf- 
geführten Personen sind nicht förderfähig .

II.4 Zuwendungsvoraussetzungen

II.4.1 Die begünstigte Waldfläche muss sich im Land Bran-
denburg befinden.

II .4 .2 Die Zuwendungsempfänger müssen Eigentümer der 
begünstigten Flächen sein oder eine schriftliche Ein-
verständniserklärung des Eigentümers vorlegen .

II .4 .3 Bei der Antragstellung ist die Vorlage einer kartenmä-
ßigen Darstellung erforderlich, welche die Lage des 
Projektes in Bezug zu den beanspruchten Flurstücken 
und die örtliche Forstadresse darstellt .

II .4 .4 Förderfähig gemäß Nummer II .2 .1 sind Waldbestän-
de, die durch Extremwetterereignisse und deren Folgen 

geschädigt wurden . Als Schädigung gilt grundsätzlich 
eine betroffene Fläche von mindestens 20 Prozent des 
Bestandes oder einer Größe von mehr als 0,1 Hektar . 
Fördergegenstand ist die Beräumung der tatsächlich 
geschädigten Bestandesteile .

II .4 .5 Förderfähig gemäß Nummern II .2 .2 und II .2 .3 sind 
Waldbestände, in denen eine Bekämpfung von Borken-
käfern oder eine Prävention vor diesen notwendig ist .

II .4 .6 Eine Förderung der Entrindung gemäß Nummer II .2 .2 
bei Fichte und Lärche ist nur in Verbindung mit der 
Beseitigung des bruttauglichen Restmaterials gemäß 
Nummer II .2 .3 möglich . Die Entrindung ist manuell 
oder mittels Entrindungsaggregaten an Motorsägen 
und Harvestern durchzuführen . Das reine Durchzie-
hen durch Ernteköpfe von Harvestern entspricht nicht 
der Anforderung .

II .4 .7 Zur Vorbeugung oder Bekämpfung von Schadorga-
nismen gemäß Nummern II .2 .4 und II .2 .5 ist der Ein-
satz von Pflanzenschutzmitteln nur auf der Grundlage 
einer fachlichen Beurteilung durch die untere Forst- 
behörde zulässig . Vorhaben sind nur förderfähig, wenn 
das mit rindenbrütenden Insektenarten befallene und 
gerückte Holz in der Vegetationsperiode nicht abge-
fahren werden kann und Vorhaben gemäß Num-
mer II .2 .2 nicht anwendbar sind .

II .4 .8 Es bedarf für die Vorhaben gemäß Nummern II .2 .1 bis 
II .2 .3 vor Antragstellung einer fachlichen Beurteilung 
der Notwendigkeit der Fördermaßnahme durch die un-
tere Forstbehörde . Vorhaben gemäß Nummern II .2 .2 
bis einschließlich II .2 .5 sind nur förderfähig bei be-
reits geschädigten Fichten, Lärchen und Kiefern.

II .4 .9 Die Unterhaltung von Waldbrandwundstreifen gemäß 
Nummer II .2 .6 bezieht sich auf eine drei Meter ge-
scheibte Breite .

II .4 .10 Grundlage für die Unterhaltung beziehungsweise An-
lage der Waldbrandwundstreifen gemäß Nummern II .2 .6 
und II .2 .7 mit einer Breite von bis zu drei Metern ist 
eine Bestätigung der Notwendigkeit durch die untere 
Forstbehörde .

II .4 .11 Bei der Anlage von vegetationslosen Waldbrand-
wundstreifen gemäß Nummer II .2 .7 mit mehr als drei 
Metern Breite ist die Notwendigkeit über den Brand- 
und Katastrophenschutz nachzuweisen oder ein mit 
der unteren Forstbehörde und dem Brand- und Katas-
trophenschutz abgestimmtes Waldbrandschutzkonzept 
vorzulegen .

II .4 .12 Munitionssondierung auf den Waldbrandwundstrei-
fen gemäß Nummer II .2 .8 ist nur förderfähig, wenn eine 
Bestätigung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes vor-
liegt, dass die Flächen munitionsbelastet sind . Eine 
Verortung über die Kampfmittelverdachtsflächen-
karte des Kampfmittelbeseitigungsdienstes (KMBD) 
ist ausreichend .
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II .4 .13 Förderfähig gemäß Nummer II .2 .9 sind nur aviotech-
nische Behandlungen auf Flächen, für die durch die 
untere Forstbehörde die Notwendigkeit im Rahmen 
des Waldschutzmonitorings festgestellt wurde .

II .4 .14 Die Förderung der Vorhaben gemäß Nummern II .2 .1 
bis II .2 .9 erfolgt unter Beachtung der Verordnung (EU) 
Nr . 1407/2013 vom 18 . Dezember 2013 („De-mini- 
mis“-Beihilfen) über die Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union (AEUV) . Die im Rahmen der „De-
minimis“-Beihilfen gewährten Zuwendungen dürfen 
200 000 Euro innerhalb eines Zeitraumes von drei 
Jahren je Zuwendungsempfänger nicht überschreiten . 
Maßstab ist dabei der Zeitpunkt der Bewilligung .

II.5 Bemessungsgrundlage/Art und Höhe der Zuwen-
dung

II .5 .1 Zuwendungsart: Projektförderung

II .5 .2 Finanzierungsart:

- Festbetragsfinanzierung für Vorhaben gemäß Num-
mer II .2 .1 bis einschließlich Nummer II .2 .6

- Anteilfinanzierung für Vorhaben gemäß Num-
mern II .2 .7 bis II .2 .9

II .5 .3 Form der Zuwendung: Zuschuss/Zuweisung

II .5 .4 Bagatellgrenzen (abweichend von § 44 LHO gilt):

- 200 Euro für Vorhaben gemäß Nummern II .2 .1 
bis II .2 .4 und II .2 .6 sowie II .2 .7

- 500 Euro je Antrag gemäß Nummern II .2 .5 und 
II .2 .8

- 50 Euro für Vorhaben gemäß Nummer II .2 .9

II .5 .5 Bemessungsgrundlage/Höhe der Zuwendung:

Nummer 
im MB II

Vorhaben Bezugseinheit 
(BE)

Festbetrag netto 
oder Eigenleistung 

(Betrag in €/BE)
II .2 .1 Entnahme von geschädigten, nicht regenerationsfähigen Stämmen fm 5,00
II .2 .2 Entrindung befallener Stämme und Beseitigung des Rinden-

materials
fm 5,00

II .2 .3 Aufarbeitung/Beseitigung von bruttauglichem Restmaterial 
auf der Schlagfläche

fm 2,50

II .2 .4 Schutz von Holzpoltern mit Polterschutznetzen (ein Netz für 
Polteroberfläche 100 m²)

Stück
(ca. 100 m²)

130,00

II .2 .5 Polterbehandlung mit zugelassenen Insektiziden fm 2,00
II .2 .6 Unterhaltung von Waldbrandwundstreifen mit drei Metern Breite km 40,00

II .5 .6 Der Zuschuss/die Zuweisung gemäß Nummern II .2 .1 
bis einschließlich II .2 .6 wird auf Grundlage der aus-
gewiesenen Festbeträge bewilligt, die auf 80 Prozent 
der zuvor ermittelten durchschnittlichen Kosten kal-
kuliert sind . Die Festbeträge werden regelmäßig über-
prüft und gegebenenfalls geändert .

II .5 .7 Die Bemessungsgrundlage der Höhe der Zuwendung 
von Vorhaben gemäß Nummer II .2 .3 ist die Menge in 
Festmeter des aufgearbeiteten und gerückten Nutz-
holzes gemäß Nummer II .2 .1 .

II .5 .8 Für Vorhaben gemäß Nummern II .2 .7 bis II .2 .9 be-
trägt der Fördersatz 80 Prozent der förderfähigen Ge-
samtkosten .

II .5 .9 Die Zuwendungshöhe gemäß Nummer II .2 .9 ergibt 
sich aus der Rechnungslegung des Landesbetriebes 
Forst Brandenburg .

II .5 .10 Die Mehrwertsteuer ist förderfähig bei Vorhaben ge-
mäß Nummern II .2 .7 bis II .2 .9 für den Fall, dass der 
Zuwendungsempfänger nicht vorsteuerabzugsberech-
tigt ist .

II .5 .11 Die Gesamtzuwendung für Vorhaben nach Maßnah-
menbereich II . darf pro Zuwendungsempfänger im 
Jahr 50 000 Euro nicht überschreiten (Kappungsgren-
ze) . Die Bewilligungsbehörde kann in Abstimmung 
mit der obersten Forstbehörde in begründeten Einzel-
fällen Ausnahmen zulassen, wenn die Überschreitung 
als sinnvoll erachtet wird und ausreichend Haushalts-
mittel zur Verfügung stehen .

II .5 .12 Die förderfähigen Ausgaben vermindern sich um zweck-
gebundene finanzielle Mittel/Leistungen Dritter.

II .5 .13 In Bezug auf die Anwendung der vergaberechtlichen 
Vorschriften gelten die einschlägigen Festlegungen in 
den ANBest zu § 44 LHO .

II .5 .14 Bei Anträgen natürlicher oder juristischer Personen 
bis zu einer Zuwendungshöhe von 50 000 Euro und 
oberhalb von 500 Euro sind für Vorhaben gemäß 
Nummern II .2 .7 und II .2 .8 die voraussichtlichen Ge-
samtkosten durch Einholung von mindestens drei An-
geboten zu ermitteln . Bei Anträgen natürlicher oder 
juristischer Personen bei einer Zuwendungshöhe von 
über 50 000 Euro oder bei öffentlichen Antragstellern 
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gelten die vergaberechtlichen Vorschriften in den  
ANBest zu § 44 LHO .

II.6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

II .6 .1 Der Bundesrechnungshof, der Landesrechnungshof, 
das Fachministerium sowie deren beauftragte Dritte 
sind berechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger be-
ziehungsweise wenn Mittel an Dritte weitergeleitet 
wurden, auch bei diesen zu prüfen .

II .6 .2 Soweit das gemäß Nummer II .2 .1 bezuschusste Holz 
Lärche oder Fichte ist, soll dies umgehend aus dem 
Wald abgefahren und in einem Abstand von 
1000 Metern von potenziell gefährdeten Beständen 
gepoltert werden . Eine Beimischung von Holz aus 
regulärem Einschlag ist auszuschließen und separat 
zu erfassen .

II .6 .3 Die Förderung gemäß Nummer II .2 .3 schließt eine 
gleichzeitige Förderung aus anderen Richtlinien aus 
(zum Beispiel Abräumkosten EU-MLUL-Forst-Richt-
linie) .

II .6 .4 Die Fördergegenstände gemäß Nummern II .2 .2 und 
II .2 .4 sowie II .2 .5 sind im selben Bestand nicht unter-
einander kombinierbar .

II.6.5 Vorhaben gemäß Nummer II.2.8 sind nur in Kombina-
tion mit Vorhaben gemäß Nummern II .2 .6 und II .2 .7 
förderfähig .

II .6 .6 Vorhaben innerhalb eines Vorhabenbereiches können 
in einem Antrag zusammengefasst werden .

II.7 Verfahren

II .7 .1 Antragsverfahren

 Anträge sind schriftlich, vollständig und formgebun-
den postalisch bei der Bewilligungsbehörde bis zum 
1 . September des laufenden Jahres zu stellen . 

II .7 .2 Bewilligungsverfahren

 Bewilligungsbehörde ist der Landesbetrieb Forst Bran-
denburg .

 Die Bewilligung richtet sich nach dem Posteingang . 
Vorhaben gemäß Nummern II .2 .1 bis II .2 .5 werden 
laufend bewilligt und haben Vorrang vor Vorhaben 
gemäß Nummern II .2 .6 bis II .2 .9 .

 Vorhaben gemäß Nummern II .2 .6 bis II .2 .9 werden ab 
dem 15 . September des laufenden Jahres bewilligt .

II .7 .3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

 Die Auszahlungsanträge sind formgebunden bis spä-
testens 15 . November des laufenden Jahres an die Be-
willigungsbehörde zu stellen .

 Die Auszahlung der Fördermittel gemäß Nummer 
II .2 .1 bis einschließlich Nummer II .2 .9 erfolgt auf 
dem Wege der Erstattung. Bei Anteilfinanzierung ge-
mäß den Nummern II .2 .7 bis II .2 .9 hat der Zuwen-
dungsempfänger eine Übersicht über die bezahlten 
Rechnungen einschließlich der Originalbelege und 
der Zahlungsbelege einzureichen . Bei öffentlichen 
Antragstellern und bei Anträgen natürlicher oder ju-
ristischer Personen bei einem Investitionsvolumen von 
über 50 000 Euro ist für die Nummern II .2 .1 bis ein-
schließlich II .2 .8 zusätzlich eine Dokumentation der 
Auftragsvergabe zu erbringen .

 Abweichend zur ANBest-P ist bei der Festbetrags- 
finanzierung für Vorhaben gemäß Nummern II.2.1  
bis II .2 .6 keine Einholung von drei Angeboten not-
wendig, wenn die Zuwendung unter 50 000 Euro liegt . 

 Die Auszahlung erfolgt erst nach abschließender Prü-
fung des Verwendungsnachweises (Nummer 5 .3 .6 VV 
zu § 44 LHO in Verbindung mit Nummer 6 bezie-
hungsweise 7 der Allgemeinen Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zur Projektförderung [ANBest-P/G]) .

2 Verfahren für Nummern I. und II.

2 .1 Verwendungsnachweisverfahren

 Der Verwendungsnachweis ist gegenüber der Bewilli-
gungsbehörde gemäß den Nummern 6 und 7  ANBest-P 
beziehungsweise Nummern 7 und 8 ANBest-G zu er-
bringen .

 Abweichend zur Landeshaushaltsordnung gilt für  
den Maßnahmenbereich I . für Vorhaben gemäß Num-
mern I .2 .1 bis I .2 .3, dass die Vorlage der positiven 
Stellungnahme der unteren Forstbehörde als Verwen-
dungsnachweis gilt .

2 .2 Zu beachtende Vorschriften und Regelungen

2 .2 .1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis, die Prüfung der 
Verwendung, die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu § 44 
LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen 
zugelassen sind .

2 .2 .2 Da die Richtlinie in ihrer Geltungsdauer über den Pro-
grammplanungszeitraum für die ländliche Entwick-
lung 2014 - 2020 hinausgeht, wird ab dem 1 . Januar 
2021 die Anpassung der Richtlinie an den Rechtsrah-
men für den nachfolgenden Programmplanungszeit-
raum für die ländliche Entwicklung erfolgen .

3 Geltungsdauer

 Diese Richtlinie tritt am Tag der Unterzeichnung in 
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2020.
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Einführung technischer Regelwerke 
für den Straßenbau in Brandenburg

Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für Markierungen auf Straßen 

(ZTV M 13)

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung,

Abteilung 4, Nr . 05/2019 - Straßenverkehrstechnik 
Sachgebiet 07 .4: 

Straßenverkehrstechnik und Straßenausstattung; 
Leit- und Schutzeinrichtungen

Vom 9 . August 2019

Der Runderlass richtet sich an

- den Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg
- die Straßenverkehrsbehörden des Landes Brandenburg
- die Landkreise, kreisfreien Städte und Gemeinden .

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau, Num-
mer 24/2013 vom 18 . November 2013 hat das Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) die 
Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen und Richtlini-
en für Markierungen auf Straßen (ZTV M 13) bekannt gegeben .

Hiermit werden die ZTV M 13 für den Bereich der Bundesfern- 
und Landesstraßen eingeführt . Für die im Zuständigkeits-
bereich der Landkreise, kreisfreien Städte sowie der kreisange-
hörigen Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg 
liegenden Straßen wird die Anwendung empfohlen .

Hinsichtlich Kapitel 4.3, letzter Absatz, wird abweichend gere-
gelt, dass Auftragnehmer von Markierungen von den lichttech-
nischen Anforderungen an die Tagessichtbarkeit auch auf  neuen 
bituminösen Deckschichten aus Gründen der Verkehrs- 
sicherheit nicht freizustellen sind .

Hinsichtlich Kapitel 5.1, 16. Absatz, wird abweichend geregelt, 
dass auch beim Einsatz von Markierungssystemen, die ent-
gegen den Vorgaben gemäß dem Abschnitt 5 unter Berücksich- 
tigung der Fachkunde und Sorgfaltspflicht auf Verlangen des 
Auftraggebers eingesetzt werden, die Erfüllung der Anforde-
rungen im Gebrauchszustand zu erbringen sind .

Der Runderlass des Ministeriums für Infrastruktur und Raum-
ordnung Abteilung 5 - Nr . 6/2005 - Straßenverkehrstechnik 
vom 7 . Februar 2005 (ABl . S . 310) wird hiermit aufgehoben 
und durch diesen Runderlass ersetzt .

Der Runderlass wird im Amtsblatt für Brandenburg veröffent-
licht und in das elektronische „Brandenburgische  
Vorschriftensystem“ (BRAVORS) unter der Internetadresse  
www .landesrecht .brandenburg .de eingestellt . 

Dieser Erlass tritt mit seiner Veröffentlichung im Amtsblatt für 
Brandenburg in Kraft.

Richtlinie des Ministeriums für Bildung, Jugend 
und Sport und des Ministeriums der Justiz 

und für Europa und Verbraucherschutz
für die Förderung von Maßnahmen 

zur Alphabetisierung und Grundbildung 
aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) 

im Förderzeitraum 2014 - 2020 

Gz .: 26-19210
Vom 8 . August 2019

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1 .1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, 
der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 
und der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften 
(VV) sowie des Operationellen Programms des Lan-
des Brandenburg für den Europäischen Sozialfonds 
(ESF) 2014 - 2020, Prioritätsachse C, Investitionsprio- 
rität 3, Spezifisches Ziel 4 Zuwendungen aus Mitteln 
des ESF für die Förderung der Alphabetisierung und 
Grundbildung Erwachsener im Land Brandenburg . 
Darüber hinaus sind in der jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden: die Verordnung (EU) Nr . 1303/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 17 . De-
zember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, 
den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums und den Europä- 
ischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allge-
meinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozial-
fonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen 
Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr . 1083/2006 des Rates (ABl . 
L 347 vom 20 .12 .2013, S . 320) und die Verordnung 
(EU) Nr . 1304/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17 . Dezember 2013 über den Eu-
ropäischen Sozialfonds und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EG) Nr . 1081/2006 des Rates (ABl . L 347 
vom 20 .12 .2013, S . 470) .

1 .2 Ziel der Förderung ist die Verbesserung des Zugangs 
zum Lebenslangen Lernen durch Bildungsmaßnah-
men, die Erwachsenen Lese- und Schreibkompeten-
zen vermitteln sowie Grundbildungsdefizite ausglei-
chen und damit Voraussetzungen für die Verbesserung 
erwerbsbezogener Kompetenzen schaffen. Die Förde-
rung trägt zur Reduzierung des funktionalen Analpha-
betismus im Land Brandenburg und zur Verbesserung 
der Beschäftigung und Beschäftigungsfähigkeit bei . 
Das Programm schließt die Alphabetisierung und 
Grundbildung Erwachsener in Justizvollzugsanstalten 
ein . 

1 .3 Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein 
Rechtsanspruch . Vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehörde auf Grund ihres pflichtgemäßen Er-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel .
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1 .4 Der Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und 
Männern ist einzuhalten . Dabei ist das Gender-Main-
streaming-Prinzip anzuwenden, das heißt, bei der Pla-
nung, Durchführung, Begleitung und Bewertung von 
Maßnahmen sind ihre Auswirkungen auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern zu berücksichtigen . 
Die vorgesehenen gleichstellungsfördernden Aktio-
nen sind im Förderantrag darzustellen und die erziel-
ten Ergebnisse sind in der Berichterstattung zu doku-
mentieren . 

1 .5 Der Grundsatz der Chancengleichheit und Nichtdis-
kriminierung im Hinblick auf Geschlecht, ethnische 
Herkunft, Religion oder Weltanschauung, eine Behin-
derung, das Alter oder die sexuelle Ausrichtung ist 
einzuhalten . Die Zugänglichkeit für Menschen mit 
Behinderungen zu den nach dieser Richtlinie unter-
stützten Maßnahmen ist zu berücksichtigen und auf 
verbesserte Teilhabemöglichkeiten hinzuwirken . Die 
vorgesehenen Aktionen sind im Förderantrag darzu-
stellen und die erzielten Ergebnisse in der Bericht- 
erstattung zu dokumentieren . 

2 Gegenstand der Förderung

 Gefördert werden: 

2 .1 Regionale Grundbildungszentren

 Regionale Grundbildungszentren sind Organisations-
einheiten, in denen Aufgaben zur Unterstützung der 
Alphabetisierung und Grundbildung auf regionaler 
Ebene wahrgenommen werden . Die Verteilung der 
Grundbildungszentren soll ein regional ausgewogenes 
Angebot schaffen . 

 Sie haben insbesondere die folgenden Aufgaben: 

- die Öffentlichkeit und relevante Ansprechpartner 
über Analphabetismus zu informieren, 

- Betroffene und Personen aus deren Umfeld sowie 
Multiplikatoren zu sensibilisieren und zu beraten, 
über Bildungsangebote zu informieren und in Kur-
se zu vermitteln; dies schließt betroffene Geflüch-
tete ein,

- regionale Akteure mit dem Ziel zu vernetzen, An-
alphabetismus zu reduzieren und Grundbildungs-
kompetenzen zu verbessern sowie niedrigschwel-
lige Zugänge zum Lernen (wie zum Beispiel Lern- 
werkstatt, Lerncafé, Selbsthilfegruppen) anzubie-
ten . 

 Die Regionalen Grundbildungszentren weisen einen 
profilbildenden Schwerpunkt aus. 

2.2 Koordinierungsstelle und Kurse

 Die Koordinierungsstelle begleitet die Kursangebote 
und berät die Bildungsanbieter unter Aspekten der 
Fachlichkeit und der Qualitätssicherung und unterstützt 
die Nutzung bereits entwickelter Kursmodelle durch 

die Bildungsanbieter. Zudem koordiniert sie das Kurs-
angebot zur Alphabetisierung und Grundbildung auf 
Landesebene und organisiert das Förderverfahren der 
Kurse nach den Nummern 2.2.1 und 2.2.2. Die Aus-
schreibung, vertragliche Umsetzung und landesweite 
Organisation der Kurse erfolgt durch diese Stelle. Fol-
gende Kurse werden durchgeführt:

2.2.1 Kurse zur Verbesserung der Alphabetisierung und 
Grundbildung für Brandenburgerinnen und Branden-
burger ab 16 Jahren mit der Erstsprache Deutsch . Zur 
Zielgruppe gehören auch Zweisprachige, die zunächst 
eine andere Sprache als Erstsprache erworben haben, 
aber Deutsch auf einem nahezu muttersprachlichen 
Niveau beherrschen .

 Diese Kurse vermitteln Lese- und Schreibkompeten-
zen auf den alpha-level 1 bis 4 und verbessern die 
Kompetenzen zu den Themen: Mathematik; Compu-
ter sowie digitale Medien und Kommunikation; Ler-
nen lernen; Familie, Gesundheit und Soziales; Ar-
beitswelt und Finanzen; Orientierungswissen Politik, 
Gesellschaft und Recht; Basiswissen Englisch . Die 
Grundbildungskurse vermitteln neben Fachinhalten 
stets auch sinnverstehende Lese- und Schreibkennt-
nisse .

2.2.2 Kurse nach Nummer 2.2.1 für Inhaftierte am Lernort 
Justizvollzugsanstalt im Land Brandenburg . 

3 Zuwendungsempfängerinnen oder Zuwendungs-
empfänger

 Zuwendungsempfängerinnen oder Zuwendungsemp-
fänger können sein 

3 .1 für Maßnahmen nach Nummer 2 .1 juristische Perso-
nen des öffentlichen und privaten Rechts sowie rechts-
fähige Personengesellschaften mit Sitz und Tätigkeits-
bereich im Land Brandenburg, insbesondere Landkreise 
und kreisfreie Städte, deren Weiterbildungseinrich-
tungen sowie freie Träger oder deren Weiterbildungs-
einrichtungen . Sie verfügen über mehrjährige Erfah-
rung in der Alphabetisierungs- und Grundbildungsarbeit .

3 .2 für Maßnahmen nach Nummer 2 .2 juristische Perso-
nen des öffentlichen und privaten Rechts sowie rechts-
fähige Personengesellschaften, die ihren Sitz und Tä-
tigkeitsbereich im Land Brandenburg haben, in der 
Weiterbildungsarbeit tätig und für die Alphabetisie-
rung und Grundbildung qualifiziert sind. 

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4 .1 Für Regionale Grundbildungszentren

 Die Regionalen Grundbildungszentren gemäß Num-
mer 2.1 weisen mit der Antragstellung ein Konzept 
und einen konkreten Arbeitsplan für die beantragte 
Laufzeit nach. Dieser gibt Auskunft über den profil-
bildenden Schwerpunkt und die Wahrnehmung der 
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Aufgaben des Grundbildungszentrums in den Berei-
chen 

- Öffentlichkeitsarbeit und Information,
- Sensibilisierung von Multiplikatoren,
- Organisation von Unterstützung durch Beratung 

und Hilfestrukturen sowie Information über Bil-
dungsangebote und Vermittlung in Kurse,

- Zusammenarbeit und Vernetzung regionaler Ak-
teure,

- Angebot nichtkursförmiger Lernangebote .

 Angaben zur einschlägigen Qualifizierung und Eig-
nung des Fachpersonals sind erforderlich . Dies gilt 
auch für Honorarkräfte, die regelmäßig mehr als 
15 Wochenstunden tätig sind .

4.2 Für die Koordinierungsstelle und die Kurse

4.2.1 Voraussetzung für die Zuwendung an die Koordinie-
rungsstelle gemäß Nummer 2.2 sind Kenntnisse und 
Erfahrungen der Antragstellerin oder des Antragstel-
lers in den Arbeitsbereichen

- Alphabetisierungs- und Grundbildungsarbeit, 
- Ausübung landesweiter koordinierender Tätigkei-

ten, 
- Projektmanagement und
- Förderung aus Mitteln des Europäischen Sozial-

fonds oder ähnlicher Fonds .

 Der Nachweis erfolgt mit der Antragstellung .

 Mit der Vorlage eines Konzepts und Arbeitsplans 
weist die Antragstellerin oder der Antragsteller nach, 
wie die Anforderungen an die Koordinierungsstelle 
erfüllt werden, um die erfolgreiche Umsetzung des 
Projekts zu gewährleisten .

4.2.2 Für das von der Koordinierungsstelle zu organisieren-
de Angebot an Alphabetisierungs- und Grundbildungs-
kursen gemäß den Nummern 2 .2 .1 und 2 .2 .2 gilt Fol-
gendes:

4.2.2.1 An den Kursen können Personen ab 16 Jahren mit De-
fiziten in den schriftsprachlichen Kompetenzen teil-
nehmen (alpha-level 1 bis 4), die ihren Wohnsitz im 
Land Brandenburg haben oder in einer Justizvollzugs-
anstalt des Landes Brandenburg inhaftiert sind . Die 
Alphabetisierungskurse vermitteln Schreib- und Lese- 
fertigkeiten auf den genannten alpha-level. Die Kurse 
sind für die Teilnehmenden kostenfrei . Grundbil-
dungskurse vermitteln Schreib- und Lesefertigkeiten 
sowie Kompetenzen in den unter Nummer 2.2.1 ge-
nannten Bereichen. Den geförderten Kursen liegt je-
weils ein Curriculum zugrunde, das dem Angebot 
beigefügt wird . Auf die vom Landesinstitut für Schule 
und Medien bereitgestellten Curricula für Grundbil-
dung ist im Antrag hinzuweisen . Sie müssen dem An-
trag aber nicht gesondert beigefügt werden. Die Kurse 
können grundsätzlich bis zum Umfang von 100 Un-
terrichtsstunden à 45 Minuten gefördert werden. Kur-

se, die diesen Zeitumfang überschreiten, bedürfen der 
Zustimmung des für Bildung zuständigen Ministeri-
ums. Bei Kursen am Lernort Justizvollzugsanstalt be-
darf es der Zustimmung des für die Justiz zuständigen 
Ministeriums . Allgemeine Einführungskurse zu den 
unter Nummer 2 .2 .1 genannten Inhalten entsprechen 
nicht den Anforderungen an Grundbildungskurse . Im 
Durchschnitt aller Unterrichtseinheiten eines Kursträ-
gers sollen mindestens zu 50 Prozent sinnverstehende 
Lese- und Schreibkenntnisse vermittelt werden .

4.2.2.2 Die Kursteilnehmerinnen und -teilnehmer müssen zu 
Beginn und am Ende der Alphabetisierungskurse (Le-
sen, Schreiben und Rechnen) eine Lernstandsfeststel-
lung durchlaufen. Personen, die vorzeitig Kurse been-
den (Abbrecher), sind von der Lernstandsfeststellung 
am Ende des Kurses ausgenommen. Für die Durch-
führung der Lernstandsfeststellung können je Kurs 
zum Lesen, Schreiben und Rechnen zusätzlich bis zu 
vier Unterrichtsstunden angerechnet werden . 

 Bei Teilnehmenden, die zeitnah einen Anschlusskurs 
besuchen, kann in beiderseitigem Einvernehmen von 
Teilnehmenden und Kursleitung auf die Lernstands-
feststellung zu Beginn verzichtet werden, wenn der 
vorherige Kurs mit einer Lernstandsfeststellung been-
det wurde .

4.2.2.3 Kurse, zu denen sich nicht mindestens fünf Personen 
angemeldet haben, können nicht gefördert werden . 

4 .2 .2 .4 Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern ist von den 
Kursträgern eine kostenfreie Ausfertigung einer Teil-
nahmebescheinigung auszuhändigen . Ein verbindli-
ches einheitliches Muster wird mit dem Zuwendungs-
bescheid vorgegeben . 

4 .2 .2 .5 Zur Umsetzung der Alphabetisierungs- und Grundbil-
dungskurse gemäß den Nummern 2 .2 .1 und 2 .2 .2 hat 
die Koordinierungsstelle mindestens einmal jährlich 
eine Vergaberunde durchzuführen .

4 .2 .2 .6 Die Alphabetisierungs- und Grundbildungskurse ge-
mäß Nummer 2 .2 .1 müssen öffentlich zugänglich sein 
und öffentlich beworben werden .

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5 .1 Zuwendungsart:  Projektförderung

5 .2 Finanzierungsart: Projekte nach Nummer 2 .1 
Anteilfinanzierung  

  Projekte nach Nummer 2 .2 
Fehlbedarfsfinanzierung 

5 .3 Form der Zuwendung: Zuschuss

5 .4 Bemessungsgrundlage

5 .4 .1 Projekte nach Nummer 2 .1 

 Die Gesamtausgaben für Grundbildungszentren nach 
Nummer 2 .1 können sich aus den Ausgaben für die 
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Basisausstattung nach Nummer 5 .4 .1 .1 und aus den 
Ausgaben für nicht kursförmige Lernangebote nach 
Nummer 5 .4 .1 .2 zusammensetzen . 

5 .4 .1 .1 Ausgaben für die Basisausstattung 

 Die förderfähigen Ausgaben für die Basisausstattung 
je Grundbildungszentrum setzen sich zusammen aus 
Personal- und Sachausgaben und können bis zu 
80 Prozent aus Mitteln des ESF gefördert werden . Die 
Förderung darf höchstens 70 000 Euro pro Jahr um-
fassen. Die Kofinanzierung erfolgt durch die Zuwen-
dungsempfängerin oder den Zuwendungsempfänger 
und soll über 15 000 Euro pro Jahr betragen . 

 Ausnahmen sind für finanzschwache Kommunen ge-
mäß § 6 Absatz 3 des Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes (KInvFG) möglich, die keine Förde-
rung gemäß Nummer 5 .4 .1 .2 und eine Förderung aus 
ESF-Mitteln von höchstens 60 000 Euro jährlich be-
antragen. Sie können für die erforderliche Kofinanzie-
rung in Höhe von 15 000 Euro pro Jahr ergänzend zu 
ihrem Eigenanteil, dessen Höhe dem im Zuwendungs-
bescheid auf Basis der Richtlinie des Ministeriums für 
Bildung, Jugend und Sport und des Ministeriums der 
Justiz und für Europa und Verbraucherschutz für die 
Förderung von Maßnahmen zur Alphabetisierung und 
Grundbildung aus Mitteln des Europäischen Sozial-
fonds (ESF) im Förderzeitraum 2014 - 2020 vom 
8 . Dezember 2016 (Abl . MBJS S . 517; ABl . 2017 
S . 5) festgelegten Wert für 2020 entspricht, zusätzlich 
Landesmittel in entsprechender Höhe beantragen .

5 .4 .1 .2 Ausgaben für nicht kursförmige Lernangebote 

 Über die Basisausstattung hinausgehend kann jedes 
Grundbildungszentrum Fördermittel für nicht kurs-
förmige Lernangebote mit Beratungsangebot beantra-
gen . Diese Lernangebote mit Beratungsangebot sind 
außerhalb des Hauptstandorts des Grundbildungszent- 
rums als dezentrale Lernzugänge mit verbindlichen 
Öffnungszeiten einzurichten . Das Angebot umfasst 
sechs Stunden pro Woche . Die förderfähigen Ausga-
ben können bis zu 80 Prozent aus Mitteln des ESF 
gefördert werden . Die Förderung darf höchstens 
10 800 Euro pro Lernangebot und Jahr umfassen . Die 
Kofinanzierung erfolgt in der Regel durch die Zuwen-
dungsempfängerin oder den Zuwendungsempfänger .

5 .4 .1 .3  Die förderfähigen Ausgaben für die Grundbildungs-
zentren bestehen aus

a) den direkten Personalausgaben, die die Ausgaben 
für eigenes Personal und für Honorarkräfte um-
fassen, wobei Honorarkräfte ausschließlich für die 
in Nummer 4.1 definierten Aufgaben eingesetzt 
werden können, sowie

b) einer Pauschale nach Artikel 68b Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr . 1303/2013 für alle restli-
chen Ausgaben einschließlich der Beiträge zu den 

Berufsgenossenschaften in Höhe von 16,5 Pro-
zent der direkten Personalausgaben nach Buchsta-
be a .

5 .4 .2 Projekte nach Nummer 2 .2

5.4.2.1 Zuwendungsfähig für die Tätigkeit der Koordinie-
rungsstelle sind jährlich Personal- und Sachausgaben 
bis zu einer Gesamthöhe von 115 000 Euro .

 Personalausgaben werden bis zur Gesamthöhe von 
100 000 Euro gefördert . Nachgewiesene Sachausga-
ben können bis zu einer Gesamthöhe von 15 000 Euro 
gefördert werden . Die Gesamtausgaben umfassen auch 
die Ausgaben für die fachliche Begleitung der Auf-
tragnehmer . 

5.4.2.2  Für das von der Koordinierungsstelle zu organisieren-
de Angebot an Alphabetisierungs- und Grundbildungs-
kursen gemäß den Nummern 2 .2 .1 und 2 .2 .2 gilt Fol-
gendes:

5 .4 .2 .2 .1 Der Höchstbetrag für die Förderung einer nachgewie-
senen Unterrichtsstunde wird für Maßnahmen nach 
Nummer 2 .2 .1 vom Ministerium für Bildung, Jugend 
und Sport und für Maßnahmen nach Nummer 2 .2 .2 
vom Ministerium der Justiz und für Europa und Ver-
braucherschutz festgelegt und der Koordinierungs-
stelle mitgeteilt . 

5.4.2.2.2 Die Unterrichtsstunde eines Kurses nach den Num-
mern 2 .2 .1 und 2 .2 .2 umfasst jeweils 45 Minuten . Die 
Ausgaben für die Lernstandsfeststellung können ent-
sprechend bei Kursen zum Lesen, Schreiben und 
Rechnen zusätzlich mit bis zu vier Unterrichtsstunden 
à 45 Minuten pro Kurs berücksichtigt werden. Der 
Nachweis über die durchgeführten Stunden wird mit 
der Vorlage der Teilnehmerlisten erbracht . 

5 .4 .2 .2 .3 Die Förderung aus Mitteln des Europäischen Sozial-
fonds beträgt maximal 80 Prozent der ESF-zuwen-
dungsfähigen Gesamtausgaben. Die nationale Kofinan-
zierung in Höhe von mindestens 20 Prozent erfolgt 
aus Mitteln des Landes. Für Kurse am Lernort Justiz-
vollzugsanstalten wird die nationale Kofinanzierung 
über die Ausbildungsbeihilfe erbracht . 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6 .1 Die Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungs-
empfänger sind verpflichtet, den für Bildung und für 
Justiz (für den Lernort Justizvollzugsanstalt) zustän-
digen Ministerien und der Bewilligungsbehörde auch 
außerhalb der Verwendungsnachweisprüfung Aus-
künfte zu erteilen, die für die Beurteilung des Erfolgs 
der Förderung erforderlich sind . 

6.2 Pflichten zur Information und Kommunikation 

 Gemäß Artikel 115 Absatz 3 und Anhang XII Zif-
fer 2 .2 .1 bis Ziffer 2 .2 .3 der Verordnung (EU) 
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Nr . 1303/2013 sind die Begünstigten der ESF-Förde-
rung verpflichtet, bei allen Informations- und Kom-
munikationsmaßnahmen auf die Unterstützung aus 
dem ESF hinzuweisen, während der Durchführung 
der Maßnahmen die Öffentlichkeit (insbesondere im 
Internet, gegenüber den Medien und durch Plakatie-
rung im Objekt) über die Unterstützung aus dem ESF 
zu informieren und die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer der geförderten Maßnahmen über die Finanzie-
rung durch den ESF zu informieren . Dabei ist auf die 
Förderung des Ministeriums für Bildung, Jugend und 
Sport sowie des Ministeriums der Justiz und für Euro-
pa und Verbraucherschutz aus Mitteln des ESF so hin-
zuweisen, dass die fördernde Rolle des Landes Bran-
denburg und der Europäischen Union für die Aktivi- 
täten nach dieser Richtlinie zum Ausdruck gebracht 
wird . Dies ist auch in allen öffentlichkeitswirksamen 
Aktionen der Maßnahmen der Zuwendungsempfän-
gerinnen oder Zuwendungsempfänger zum Ausdruck 
zu bringen . Das vom Ministerium für Bildung, Jugend 
und Sport vorgegebene Logo ist zu verwenden . De-
taillierte Angaben zu den Vorgaben sowie Arbeitshil-
fen und Unterstützungsangebote sind im „Merkblatt 
Information und Kommunikation für ESF-geförderte 
Vorhaben“ auf der Website www .esf .brandenburg .de 
veröffentlicht . Das Merkblatt ist für die Zuwendungs-
empfängerinnen oder Zuwendungsempfänger ver-
bindlich .

6 .3 Liste der Vorhaben

 Gemäß Artikel 115 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr . 1303/2013 ist eine Liste der Vorhaben zu führen . 
Die Begünstigten der ESF-Förderung erklären sich 
bei Annahme der Finanzierung damit einverstanden, 
dass sie in die zu veröffentlichende Liste der Vorha-
ben aufgenommen werden .

 Es werden folgende Daten aller Vorhaben veröffent-
licht:

a) Name des Begünstigten (Nennung ausschließlich 
von juristischen Personen und nicht von natür- 
lichen Personen),

b) Bezeichnung des Vorhabens,
c) Zusammenfassung des Vorhabens,
d) Datum des Beginns des Vorhabens,
e) Datum des Endes des Vorhabens (voraussichtli-

ches Datum des Abschlusses der konkreten Arbei-
ten oder der vollständigen Durchführung des Vor-
habens),

f) Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben des Vor-
habens,

g) Kofinanzierungssatz der Europäischen Union pro 
Prioritätsachse des Operationellen Programms für 
den ESF im Land Brandenburg,

h) Postleitzahl des Vorhabens oder andere angemes-
sene Standortindikatoren,

i) Land,
j) Bezeichnung der Interventionskategorie für das 

Vorhaben gemäß Artikel 96 Absatz 2 Unterab-

satz 1 Buchstabe b Ziffer vi der Verordnung (EU) 
Nr . 1303/2013 .

6 .4 Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurtei-
lung der Entwicklung der Förderung, zur begleiten-
den und abschließenden Erfolgskontrolle sowie zur 
Begleitung, Bewertung, Finanzverwaltung und Über-
prüfung/Prüfung der Förderung gemäß bestehenden 
und vorbehaltlich noch zu erlassenden EU-Bestimmun-
gen für den Strukturfondsförderzeitraum 2014 - 2020 
erfasst und speichert die Investitionsbank des Landes 
Brandenburg (ILB) statistische Daten, einschließlich 
Angaben zu den einzelnen Teilnehmenden, in elektro-
nischer Form . Das betrifft insbesondere Informatio-
nen zur Antragstellerin oder zum Antragsteller/der 
Zuwendungsempfängerin oder dem Zuwendungsemp- 
fänger, den beantragten/geförderten Maßnahmen so-
wie den geförderten Unternehmen und Personen (Teil-
nehmende) .  

 Mit seinem Antrag erklärt sich die Antragstellerin 
oder der Antragsteller damit einverstanden, die not-
wendigen Daten für die Projektbegleitung, Projekt- 
bewertung/Evaluierung, Projektfinanzverwaltung und 
Überprüfung/Prüfung zu erheben, zu speichern und 
an die beauftragten Stellen weiterzuleiten . Die Erfül-
lung der Berichtspflichten und Erhebung und Verar-
beitung der Daten ist wesentliche Fördervorausset-
zung und notwendig für den Abruf von Fördermitteln 
des Landes Brandenburg bei der Europäischen Kom-
mission und deren Auszahlung an die Fördermittel-
empfängerinnen oder Fördermittelempfänger .

 Zuwendungsempfängerinnen oder Zunwendungsemp-
fänger sind verpflichtet, die in Anhang I der Verord-
nung (EU) Nr . 1304/2013 genannten sowie weitere 
programmrelevante Daten zu erheben und dem Zu-
wendungsgeber zu vorgegebenen Zeitpunkten zu über-
mitteln . Dazu erheben die Zuwendungsempfängerin-
nen oder Zuwendungsempfänger die Daten bei den 
am Projekt Teilnehmenden und am Projekt beteiligten 
Partnern . Insbesondere die am Projekt Teilnehmenden 
werden durch den Zuwendungsempfänger über die 
Notwendigkeit, die Rechtmäßigkeit und den Umfang 
der Datenerhebung und -verarbeitung informiert . Die 
Zuwendungsempfängerinnen oder Zuwendungsemp-
fänger holen die entsprechende Einwilligung ein . Die 
Daten bilden die Grundlage für die Erfüllung der Be-
richtspflichten der ESF-Verwaltungsbehörde gegen-
über der Europäischen Kommission.

 Auf dieser Grundlage sind entsprechend Zuwen-
dungsbescheid bei Eintritt und Austritt der Teilneh-
menden in die und aus der Maßnahme die erforderli-
chen personenbezogenen Daten zu erheben und über 
das Webportal an die ILB zu übermitteln . Auf glei-
chem Wege sind zum Maßnahmebeginn sowie zum 
31 . Dezember jeden Jahres beziehungsweise zum 
Maßnahmeende ergänzende projektbezogene Anga-
ben zu übermitteln . Insbesondere müssen die Zuwen-
dungsempfängerinnen oder Zuwendungsempfänger 
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die erforderlichen Projektdaten zur finanziellen und 
materiellen Steuerung in das bei der ILB eingerichtete 
IT-System regelmäßig eintragen . Die Zuwendungs-
empfängerinnen und Zuwendungsempfänger sind zu-
dem verpflichtet, mit den für das Monitoring und die 
Evaluierung der Förderungen beauftragten Stellen zu-
sammenzuarbeiten. Weitere Hinweise zu den Pflichten 
der Zuwendungsempfängerinnen oder Zuwendungs-
empfänger hinsichtlich Monitoring und Evaluation 
der Förderung stellt die ILB im Webportal zur Verfü-
gung . 

 Fehlende Daten können für die Zuwendungsempfän-
gerin oder den Zuwendungsempfänger Zahlungsaus-
setzungen bis hin zur Aufhebung der Bewilligung zur 
Folge haben .

6 .5 Zu beachtende Vorschriften

 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV 
zu § 44 LHO und die Allgemeinen Nebenbestimmun-
gen für Zuwendungen für aus den EU-Fonds (EFRE, 
ELER, EMFF und ESF) finanzierte Vorhaben in der 
Förderperiode 2014 bis 2020 (ANBest-EU), soweit 
nicht in dieser Richtlinie beziehungsweise im Zuwen-
dungsbescheid Abweichungen zugelassen worden sind . 

 Über die Landeshaushaltsordnung hinaus gelten die 
Regelungen der EU für den Strukturfondsförderzeit-
raum 2014 - 2020 (EU-Verordnungen, die dazugehö-
renden delegierten Rechtsakte und Durchführungs- 
bestimmungen) in der zum Zeitpunkt der Entscheidung 
jeweils geltenden Fassung . Daraus ergeben sich Be-
sonderheiten, insbesondere hinsichtlich der Auszah-
lung, des Abrechnungsverfahrens, der Aufbewahrungs-
fristen und der Prüfrechte, die im Zuwendungsbescheid 
den Zuwendungsempfängerinnen oder Zuwendungs-
empfängern im Einzelnen mitgeteilt werden .

 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Be-
lege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern 
sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche 
Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen 
zu lassen . Die Zuwendungsempfängerinnen oder Zu-
wendungsempfänger haben die erforderlichen Unter-
lagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte 
zu erteilen .

 Der Landesrechnungshof ist gemäß § 88 Absatz 1 und 
§ 91 LHO zur Prüfung berechtigt . Des Weiteren sind 
der Europäische Rechnungshof, die Europäische Kom-
mission, die für den ESF in Brandenburg zuständige 
Verwaltungs-, Bescheinigungs- und Prüfbehörde so-
wie deren beauftragte Dritte berechtigt, bei den Zu-
wendungsempfängerinnen oder Zuwendungsempfän-
gern, beziehungsweise wenn Mittel an Dritte weiter- 
geleitet wurden, auch bei diesen zu prüfen . Die Zu-

wendungsempfängerinnen oder Zuwendungsempfän-
ger sind verpflichtet, diesen Stellen im Rahmen der 
Überprüfung Einblick in die Geschäftsunterlagen und 
Zugang zu den Geschäftsräumen zu gewähren und 
alle in Zusammenhang mit der Verwendung der Zu-
wendung stehenden Auskünfte zu erteilen .

6 .6 Subventionserhebliche Tatsachen

 Gemäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz 
vom 11 . November 1996 (GVBl . I S . 306) gelten für 
Leistungen nach Landesrecht, die Subventionen im 
Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, 
die §§ 2 bis 6 des Subventionsgesetzes vom 29 . Juli 
1976 (BGBl . I S . 2034, 2037) .

 Die Bewilligungsbehörde hat gegenüber den Antrag-
stellenden in geeigneter Weise deutlich zu machen, 
dass es sich bei den Zuwendungen in der gewerbli-
chen Wirtschaft um Subventionen im Sinne von § 264 
StGB handelt . Die subventionserheblichen Tatsachen 
im Sinne des § 264 StGB werden den Zuwendungs-
empfängerinnen und Zuwendungsempfängern im 
Rahmen des Antrags- und Bewilligungsverfahrens als 
subventionserheblich bezeichnet .

6 .7 Es sind die Fördergrundsätze für den ESF im Land 
Brandenburg in der Förderperiode 2014 - 2020 zu be-
achten .

7 Verfahren

7 .1 Antragsverfahren

7 .1 .1 Anträge auf Förderung für Maßnahmen nach den 
Nummern 2 .1 und 2 .2 sind einschließlich der erfor-
derlichen Anlagen über das Internetportal der Bewilli-
gungsbehörde ILB zu stellen (siehe Online-Antrags-
verfahren unter www .ilb .de) . 

 Den Anträgen zu den Nummern 2 .1 und 2 .2 sind fol-
gende Unterlagen beizufügen:

a) ausführliche Konzeption, 
b) Arbeits- und Zeitplan,  
c) personelle Ausstattung und Arbeitsbereiche, 
d) Nachweis über Erfahrungen und Kenntnisse in der 

Alphabetisierungs- und Grundbildungsarbeit,
e) Nachweis über ein Qualitätsmanagement .

 Antragstellerinnen und Antragsteller nach Num-
mer 2 .1 versichern, dass sie Besucherinnen und Besu-
chern den Zugang zu einer einschlägigen Lernplatt-
form, zum Beispiel ich-will-lernen .de, gewähren .

 Antragstellerinnen und Antragsteller zu Nummer 2 .2 
erbringen darüber hinaus Nachweise zu den unter 
Nummer 4 .2 .1 aufgeführten Anforderungen .

7.1.2 Die Koordinierungsstelle hat für die jährlichen Verga-
berunden nach Nummer 4 .2 .2 .5 Vergabeverfahren 
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durchzuführen und Aufträge für Alphabetisierungs- 
und Grundbildungskurse an Auftragnehmer gemäß 
den Nummern 2 .2 .1 und 2 .2 .2 zu vergeben . Die Aus-
schreibung hat auf der elektronischen Bekanntma-
chungsplattform vergabemarktplatz .brandenburg .de 
zu erfolgen . Nach Ausschreibung sind Angebote für 
die Durchführung von Alphabetisierungs- und Grund-
bildungskursen an die Koordinierungsstelle zu rich-
ten. Name, Anschrift und Aufruf der Koordinierungs-
stelle werden auf dem Portal der ILB bekannt gegeben .  

7 .2 Bewilligungsverfahren

 Die Bewilligungsbehörde ILB entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen auf Grundlage der einge-
reichten Antragsunterlagen unter Einbeziehung der 
fachlichen Voten der für Bildung und Justiz zuständi-
gen Ministerien über die Gewährung der Förderung .

7 .3 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

 Die Auszahlung der Zuwendung für Maßnahmen er-
folgt nach Mittelanforderung gemäß Nummer 1 .4 der 
Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
für aus den EU-Fonds (EFRE, ELER, EMFF und 
ESF) finanzierte Vorhaben in der Förderperiode 2014 
bis 2020 (ANBest-EU) im Vorschussprinzip . 

 Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das 
Internetportal der ILB . Für die Anforderung bewillig-
ter Zuwendungen ist das dort bereitgestellte Formular 
„Mittelanforderung“ zu verwenden .

7 .4 Verwendungsnachweisverfahren

 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff . 
ANBest-EU einzureichen . Die Einreichung erfolgt on-
line über das Internetportal der ILB .

 Alle Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungs-
empfänger sind verpflichtet unaufgefordert zur Erfolgs-
kontrolle jährliche Sachberichte mit folgenden zusätz-
lichen Angaben vorzulegen .

 Für Maßnahmen nach Nummer 2 .1 

- quantitative und qualitative Aussagen zu Maßnah-
men zur Öffentlichkeitsarbeit und Information und 
Dokumentation,

- Anzahl und Beschreibung erreichter Multiplika-
toren,

- Anzahl durchgeführter Beratungen, 
- Anzahl und Beschreibung von Begleitmaßnahmen 

und Netzwerkarbeit, 
- Anzahl von Besucherinnen und Besuchern von 

Lernangeboten und Nutzerinnen und Nutzern der 
Lernplattform,

- Nachweis über die Teilnahme an fachspezifischer 
Fortbildung, 

- Nachweis zur Qualitätssicherung, 
- Umsetzung des Profilschwerpunkts.

 Für Maßnahmen nach Nummer 2 .2

- Dokumentation der Vergabeverfahren, 
- tabellarische Übersicht über durchgeführte Kurse,
- durchgeführte Maßnahmen der Koordinierungsstel-

le zur fachlichen Begleitung, 
- durchgeführte Maßnahmen zur Qualitätssicherung .

8 Geltungsdauer

 Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Unterzeichnung 
in Kraft und am 31. Dezember 2021 außer Kraft.

 Die Richtlinie des Ministeriums für Bildung, Jugend 
und Sport und des Ministeriums der Justiz und für Eu-
ropa und Verbraucherschutz für die Förderung von 
Maßnahmen zur Alphabetisierung und Grundbildung 
aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) im 
Förderzeitraum 2014 - 2020 vom 8 . Dezember 2016 
(Abl . MBJS S . 517; ABl . 2017 S . 5) tritt mit Ablauf 
des Tages der Unterzeichnung der in Absatz 1 genann-
ten Richtlinie außer Kraft. 

Landesamt für Soziales und Versorgung

Prüfungsordnung für die Prüfung 
zum anerkannten Fortbildungsabschluss

Geprüfte Fachkraft 
zur Arbeits- und Berufsförderung

Aufgrund des Beschlusses des Berufsbildungsausschusses vom 
4 . Juli 2019 erlässt das Landesamt für Soziales und Versorgung 
in Cottbus als zuständige Stelle nach § 56 Absatz 1 Satz 2, § 47 
Absatz 1 Satz 1 und § 79 Absatz 4 Satz 1 des Berufsbildungs- 
gesetzes (BBiG) vom 23 . März 2005 (BGBl . I S . 931), das zu-
letzt durch Artikel 149 des Gesetzes vom 29 . März 2017 (BGBl . I 
S . 626) geändert worden ist, die folgende Prüfungsordnung für 
die Fortbildungsprüfung zum anerkannten Fortbildungsabschluss 
Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförderung .

I. Abschnitt
Prüfungsausschüsse

§ 1
Errichtung von Prüfungsausschüssen

(1) Zum Nachweis der in § 9 der Werkstättenverordnung vom 
13 . August 1980 (BGBl . I S . 1365), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 167 des Gesetzes vom 29 . März 2017 (BGBl . I S . 626), 
geforderten sonderpädagogischen Zusatzqualifikation kann die 
zuständige Stelle Fortbildungsprüfungen zum anerkannten Fort-
bildungsabschluss Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Berufs-
förderung gemäß der Verordnung über die Prüfung zum aner-
kannten Fortbildungsabschluss Geprüfte Fachkraft zur Arbeits-  
und Berufsförderung vom 13 . Dezember 2016 (BGBl . I S . 2909) 
- nachfolgend GFABPrV - durchführen . 
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(2) Für die Abnahme der Prüfungen errichtet die zuständige Stel-
le einen Prüfungsausschuss oder mehrere Prüfungsausschüsse .

§ 2
Zusammensetzung und Berufung

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitglie-
dern . Die Mitglieder müssen für die Prüfungsgebiete sachkun-
dig und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein .

(2) Dem Prüfungsausschuss gehören als Mitglieder Beauftragte 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in gleicher Zahl sowie 
mindestens eine Lehrkraft eines Trägers der Fortbildung an . 
Die Mitglieder haben Stellvertretungen . 

(3) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder werden von 
der zuständigen Stelle für längstens fünf Jahre berufen . Eine 
Wiederberufung ist möglich . 

(4) Die Arbeitnehmermitglieder werden auf Vorschlag der in 
Brandenburg bestehenden Gewerkschaften und selbstständigen 
Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- und berufspoliti-
scher Zwecksetzung berufen . Die Lehrkräfte werden auf Vor-
schlag der Träger der Fortbildung berufen . 

(5) Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender Zahl 
innerhalb einer von der zuständigen Stelle gesetzten angemes-
senen Frist vorgeschlagen, so beruft die zuständige Stelle inso-
weit nach pflichtgemäßem Ermessen.

(6) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Prü-
fungsausschusses können nach Anhörung der an ihrer Berufung 
Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden .

(7) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamtlich . Für 
bare Auslagen und für Zeitversäumnisse ist - soweit eine Ent-
schädigung nicht von einer anderen Seite gewährt wird - eine 
angemessene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe von der 
zuständigen Stelle mit Genehmigung der obersten Landes- 
behörde festgesetzt wird .

(8) Von Absatz 2 darf nur abgewichen werden, wenn andern-
falls die erforderliche Zahl von Mitgliedern des Prüfungsaus-
schusses nicht berufen werden kann .

§ 3
Ausgeschlossene Personen 

und Besorgnis der Befangenheit

(1) Bei der Zulassung und Prüfung darf nicht mitwirken, wer An-
gehörige oder Angehöriger einer Prüfungsbewerberin oder eines 
Prüfungsbewerbers ist . Angehörige im Sinne des Satzes 1 sind:

1 . die Verlobte oder der Verlobte

2 . die Ehegattin oder der Ehegatte 

3 . die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner 

4 . Verwandte und Verschwägerte gerader Linie

5 . Geschwister

6. Kinder der Geschwister

7 . Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten 

8 . Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Le-
benspartner 

9 . Geschwister der Eltern

10. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pfle-
geverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und 
Kind miteinander verbunden sind (Pflegeeltern und Pflege-
kinder) .

Angehörige sind die im Satz 2 aufgeführten Personen auch 
dann, wenn

1 . in den Fällen der Nummern 2, 3, 4, 7 und 8 die Beziehung 
begründende Ehe oder Lebenspartnerschaft nicht mehr 
besteht,

2 . in den Fällen der Nummern 4 bis 9 die Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft durch Annahme als Kind erloschen ist,

3 . im Falle der Nummer 10 die häusliche Gemeinschaft nicht 
mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie Eltern und 
Kind miteinander verbunden sind.

(2) Hält sich ein Prüfungsausschussmitglied nach Absatz 1 für 
ausgeschlossen oder bestehen Zweifel, ob die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 gegeben sind, ist dies der zuständigen Stelle 
mitzuteilen, während der Prüfung dem Prüfungsausschuss . Die 
Entscheidung über den Ausschluss von der Mitwirkung trifft die 
zuständige Stelle, während der Prüfung der Prüfungsausschuss . 

(3) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine 
unparteiische Ausübung des Prüfungsamtes zu rechtfertigen, 
oder wird von einer Prüfungsteilnehmerin oder einem Prü-
fungsteilnehmer das Vorliegen eines solchen Grundes behaup-
tet, so hat die Betroffene oder der Betroffene dies der zuständi-
gen Stelle mitzuteilen, während der Prüfung dem Prüfungsaus- 
schuss . Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend .

(4) Wenn infolge von Ausschluss oder Besorgnis der Befangen-
heit eine ordnungsgemäße Besetzung des Prüfungsausschusses 
nicht möglich ist, kann die zuständige Stelle die Durchführung 
der Prüfung einem anderen Prüfungsausschuss, erforderlichen-
falls einer anderen zuständigen Stelle übertragen . Das Gleiche 
gilt, wenn eine objektive Durchführung der Prüfung nicht ge-
währleistet erscheint .

§ 4
Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und deren Stellvertretung . Die 
Vorsitzende oder der Vorsitzende und deren Stellvertretung sol-
len nicht derselben Mitgliedergruppe angehören .
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(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn zwei Drit-
tel der Mitglieder, mindestens drei, mitwirken . Er beschließt mit 
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen . Bei Stimmengleich-
heit gibt die Stimme der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden 
den Ausschlag .

§ 5
Geschäftsführung

(1) Die zuständige Stelle regelt im Einvernehmen mit dem Prü-
fungsausschuss dessen Geschäftsführung, insbesondere Einla-
dungen, Protokollführung und Durchführung der Beschlüsse .

(2) Die Sitzungsprotokolle sind von der Vorsitzenden oder vom 
Vorsitzenden und von der Protokollführerin oder vom Proto-
kollführer zu unterschreiben, § 22 bleibt unberührt .

§ 6 
Verschwiegenheit

Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses haben über alle Prüfungsvorgänge gegenüber Drit-
ten Verschwiegenheit zu wahren . Dies gilt nicht gegenüber der 
zuständigen Stelle und dem Berufsbildungsausschuss . Ausnah-
men bedürfen der Einwilligung der zuständigen Stelle .

II. Abschnitt
Vorbereitung der Prüfung

§ 7 
Prüfungstermin

(1) Die zuständige Stelle legt nach Abstimmung mit den Trä-
gern der Fortbildung und dem Prüfungsausschuss die Prü-
fungstermine fest . Prüfungen werden nach Bedarf durchge-
führt . Die zuständige Stelle gibt Anmeldetermin, Ort und 
Zeitpunkt der Prüfungen in geeigneter Weise rechtzeitig, spä-
testens jedoch drei Monate vor der schriftlichen Aufsichts- 
arbeit bekannt .

(2) Wird die Prüfung mit einheitlichen überregionalen Prü-
fungsaufgaben durchgeführt, sind einheitliche Prüfungstage von 
der zuständigen Stelle anzusetzen .

§ 8
Zulassung zur Prüfung

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer

1 . eine erfolgreich abgelegte Abschlussprüfung in einem nach 
dem Berufsbildungsgesetz oder nach der Handwerksordnung 
anerkannten Ausbildungsberuf und eine sich daran anschlie-
ßende mindestens zweijährige einschlägige Berufspraxis,

2 . eine erfolgreich abgelegte Abschlussprüfung in 

a) einem auf der Grundlage eines Berufszulassungsgeset-
zes geregelten Heilberuf oder

b) einem dreijährigen landesrechtlich geregelten Beruf im 
Gesundheits- und Sozialwesen

 und eine sich daran anschließende mindestens zweijährige 
einschlägige Berufspraxis,

3 . ein erfolgreich abgeschlossenes einschlägiges Hochschul-
studium und eine sich daran anschließende mindestens zwei-
jährige einschlägige Berufspraxis oder

4 . eine mindestens sechsjährige Berufspraxis nachweist .

(2) Sechs Monate der nachzuweisenden Berufspraxis müssen in 
Aufgabenbereichen geleistet worden sein, die wesentliche Bezü-
ge zu den in § 1 Absatz 3 GFABPrV benannten Aufgaben einer 
Geprüften Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförderung haben .

(3) Abweichend von Absatz 1 kann zur Prüfung auch zugelas-
sen werden, wer durch Vorlage von Zeugnissen oder auf andere 
Weise glaubhaft macht, Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkei-
ten im Sinne von § 3 GFABPrV erworben hat, welche die Zu-
lassung zur Prüfung rechtfertigen .

§ 9
Örtliche Zuständigkeit

Örtlich zuständig für die Anmeldung zur Prüfung ist die zustän-
dige Stelle, in deren Bereich die Prüfungsbewerberin oder der 
Prüfungsbewerber

1 . an einer Maßnahme der Fortbildung (Fachkraft zur Arbeits- 
und Berufsförderung) teilgenommen hat oder 

2 . ihren oder seinen Beschäftigungsort hat oder

3 . ihren oder seinen Wohnsitz hat .

§ 10
Anmeldung zur Prüfung

(1) Die Anmeldung zur Prüfung hat schriftlich oder elektronisch 
auf dem von der zuständigen Stelle vorgesehenen Vordruck un-
ter Beachtung der Anmeldefrist zu erfolgen .

(2) Der Anmeldung sind beizufügen:

a) Angaben zur Person,
b) Angaben über die in den §§ 8 und 9 genannten Vorausset-

zungen,
c) eine Erklärung und gegebenenfalls ein Nachweis darüber, ob 

und mit welchem Erfolg die Prüfungsbewerberin oder der 
Prüfungsbewerber bereits an der Prüfung teilgenommen hat,

d) Themenvorschlag für die praxisbezogene Projektarbeit in-
klusive Kurzbeschreibung,

e) gegebenenfalls Antrag auf Prüfungserleichterung .

(3) Bei Wiederholungsprüfungen ist der Bescheid nach § 24 
beizufügen .

(4) Im Falle der Überschreitung der Anmeldefrist ist die zustän-
dige Stelle berechtigt, die Annahme des Antrages auf Zulassung 
zu verweigern und auf eine erneute Antragstellung zu einem 
späteren Zeitpunkt zu verweisen .
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§ 11
Entscheidung über die Zulassung

(1) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet die zuständige 
Stelle . Hält sie die Zulassungsvoraussetzung nicht für gegeben, 
so entscheidet der Prüfungsausschuss .

(2) Die Entscheidung über die Zulassung ist der Prüfungsbewer-
berin oder dem Prüfungsbewerber rechtzeitig unter Angabe des 
Prüfungstages und des Prüfungsortes einschließlich der erlaub-
ten Arbeits- und Hilfsmittel von der zuständigen Stelle schrift-
lich mitzuteilen . 

(3) Nicht zugelassene Prüfungsbewerberinnen oder Prüfungs-
bewerber werden unverzüglich über die Entscheidung mit An-
gabe der Ablehnungsgründe schriftlich unterrichtet .

(4) Die Zulassung kann vom Prüfungsausschuss widerrufen 
werden, wenn sie aufgrund von gefälschten Unterlagen oder 
falschen Angaben ausgesprochen worden ist . 

§ 12
Prüfungsgebühren

Die Prüfungsbewerberin oder der Prüfungsbewerber hat die 
Prüfungsgebühr an die zuständige Stelle zu entrichten . Ihre Höhe 
bestimmt sich nach der hierfür anzuwendenden Gebührenord-
nung .

III. Abschnitt
Durchführung der Prüfung

§ 13
Gliederung der Prüfung, Prüfungssprache 

(1) Die Prüfung gliedert sich in 

1 . eine schriftliche Aufsichtsarbeit und 

2 . eine praxisbezogene Projektarbeit mit Präsentation und ei-
nem Fachgespräch .

(2) Inhalt, Umfang und Gliederung der Prüfungsteile der Prü-
fung richten sich nach den Bestimmungen der GFABPrV in der 
jeweils geltenden Fassung .

(3) Die Prüfungssprache ist Deutsch .

§ 14
Prüfungsaufgaben

(1) Der Prüfungsausschuss beschließt auf der Grundlage der 
GFABPrV die Prüfungsaufgaben . Er kann Personen, die nicht 
Mitglieder des Prüfungsausschusses sind, mit der Erstellung 
von Vorschlägen für Prüfungsaufgaben beauftragen . Er ist ge-
halten, überregional erstellte Aufgaben zu übernehmen .

(2) Die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer fügt 
der praxisbezogenen Projektarbeit auf einem gesonderten Blatt 

eine mit Unterschrift versehene Versicherung bei, dass sie oder 
er die Arbeit ohne fremde Hilfe angefertigt und sich anderer als 
der von ihr oder ihm angegebenen Hilfsmittel nicht bedient 
habe .

§ 15
Erleichterung für Menschen mit Behinderungen

(1) Soweit Menschen mit Behinderungen an der Prüfung teil-
nehmen, sind deren besondere Belange bei der Durchführung 
der Prüfung zu berücksichtigen .

(2) Menschen mit Behinderungen sind auf Antrag die ihrer Be-
hinderung angemessenen Erleichterungen zu gewähren . Die 
fachlichen Anforderungen dürfen dadurch jedoch nicht herab-
gesetzt werden .

(3) Der Antrag ist mit dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung zu 
stellen, so dass die zuständige Stelle über die Erleichterung 
rechtzeitig entscheiden, sie vorbereiten und gegebenenfalls den 
Prüfungsausschuss über die Behinderung unterrichten kann . 
Dem Antrag ist eine ärztliche Bescheinigung oder ein sonstiger, 
geeigneter Nachweis beizufügen .

§ 15a
Befreiung von einzelnen Prüfungsbestandteilen

Die Befreiung von einzelnen Prüfungsbestandteilen richtet sich 
nach § 56 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes .

§ 16
Ausschluss der Öffentlichkeit

(1) Die Prüfungen sind nicht öffentlich .

(2) Vertreter der zuständigen Stelle sowie Mitglieder und stell-
vertretende Mitglieder des Berufsbildungsausschusses können 
anwesend sein . Der Prüfungsausschuss kann im Einvernehmen 
mit der zuständigen Stelle andere Personen als Gäste zulassen, 
sofern keiner der Prüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmer 
dem widerspricht . 

(3) Bei der Beratung des Prüfungsergebnisses dürfen nur die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie zur Protokollfüh-
rung ein Vertreter der zuständigen Stelle anwesend sein .

§ 17
Leitung und Aufsicht

(1) Die Prüfung wird unter Leitung der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden vom Prüfungsausschuss abgenommen .

(2) Die zuständige Stelle regelt im Einvernehmen mit dem Prü-
fungsausschuss die Aufsichtsführung bei der Anfertigung der 
schriftlichen Aufsichtsarbeit .

(3) Über den Verlauf der Prüfung ist eine Niederschrift zu ferti-
gen . Sie ist von der aufsichtsführenden Person zu unterschreiben .
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§ 18
Ausweispflicht und Belehrung

Die Prüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmer haben sich auf 
Verlangen der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden oder der auf-
sichtsführenden Person über ihre Person auszuweisen . Sie sind 
vor Beginn der Prüfung über den Prüfungsablauf, die zur Verfü-
gung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel und 
die Folgen von Täuschungshandlungen und Ordnungsverstö-
ßen zu belehren .

§ 19
Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1) Prüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmer, die sich einer 
Täuschungshandlung schuldig machen, kann die aufsichtsfüh-
rende Person die weitere Teilnahme an der Prüfung unter Vor-
behalt gestatten . Bei einer erheblichen Störung des Prüfungs-
ablaufs kann die aufsichtsführende Person die Prüfungsteilnehme-
rin oder den Prüfungsteilnehmer von der weiteren Teilnahme an 
der Prüfung ausschließen .

(2) Über den endgültigen Ausschluss und die Folgen entscheidet 
der Prüfungsausschuss nach Anhörung der Prüfungsteilnehmerin 
oder des Prüfungsteilnehmers . Der Prüfungsausschuss kann die 
Wiederholung der schriftlichen Aufsichtsarbeit oder der praxis-
bezogenen Projektarbeit anordnen . In schwerwiegenden Fällen, 
insbesondere bei vorbereiteten Täuschungshandlungen, kann die 
Prüfung für nicht bestanden erklärt werden . Das Gleiche gilt bei 
innerhalb eines Jahres nachträglich festgestellten Täuschungen .

§ 20
Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Die Prüfungsbewerberin oder der Prüfungsbewerber kann 
vor Beginn der Prüfung gemäß § 9 Absatz 1 GFABPrV durch 
schriftliche Erklärung zurücktreten . In diesem Fall gilt die Prü-
fung als nicht abgelegt .

(2) Tritt die Prüfungsbewerberin oder der Prüfungsbewerber 
nach Beginn der Prüfung zurück, so können bereits erbrachte, in 
sich abgeschlossene Prüfungsleistungen nur anerkannt werden, 
wenn ein wichtiger Grund für den Rücktritt vorliegt (zum Bei-
spiel im Krankheitsfall durch Vorlage eines ärztlichen Attestes). 

(3) Erfolgt der Rücktritt nach Beginn der Prüfung oder nimmt 
die Prüfungsbewerberin oder der Prüfungsbewerber an der Prü-
fung nicht teil, ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt, so gilt 
die Prüfung als nicht bestanden .

(4) Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes befindet die 
zuständige Stelle . Hält sie den wichtigen Grund nicht für gege-
ben, so entscheidet der Prüfungsausschuss .

IV. Abschnitt
Bewertung, Feststellung und Beurkundung

des Prüfungsergebnisses

§ 21
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Prüfungsleistungen sowie die Gesamtleistung sind wie 
folgt zu bewerten:

Eine den Anforderungen in besonderem Maße entsprechende 
Leistung

= 100 - 92 Punkte = Note 1 = sehr gut

eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung

= unter 92 - 81 Punkte = Note 2 = gut

eine den Anforderungen im Allgemeinen entsprechende Leistung

= unter 81 - 67 Punkte = Note 3 = befriedigend

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den 
Anforderungen noch entspricht

= unter 67 - 50 Punkte = Note 4 = ausreichend

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, jedoch er-
kennen lässt, dass gewisse Grundkenntnisse noch vorhanden sind

= unter 50 - 30 Punkte = Note 5 = mangelhaft

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht und bei 
der selbst Grundkenntnisse fehlen 

= unter 30 - 0 Punkte = Note 6 = ungenügend .

(2) Bei programmierter Prüfung ist eine der Prüfungsart ent-
sprechende Bewertung vorzunehmen .

(3) Jede Prüfungsleistung ist von den Mitgliedern des Prü-
fungsausschusses getrennt und selbstständig zu beurteilen und 
zu bewerten .

(4) Zur Ermittlung der durchschnittlichen Punktzahl für jede 
Prüfungsleistung ist die Summe der erzielten Punkte durch die 
Zahl der Prüfer zu dividieren . Ergeben sich dabei Bruchteile 
von Punkten, bleibt die zweite Stelle nach dem Komma unbe-
rücksichtigt .

§ 22
Feststellung des Prüfungsergebnisses

(1) Der Prüfungsausschuss stellt gemeinsam die Ergebnisse der 
einzelnen Prüfungsleistungen fest .

(2) Die Prüfung ist bestanden, wenn die beiden Prüfungsteile mit 
mindestens ausreichend bewertet wurden .

(3) Die Entscheidung über das Bestehen der Prüfung ist der Prü-
fungsteilnehmerin oder dem Prüfungsteilnehmer unmittelbar 
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nach Abschluss der Prüfung mitzuteilen . Hierfür wird ihr/ihm 
das Zeugnis gemäß § 23 ausgehändigt .

(4) Über den Verlauf der Teilprüfungen einschließlich der Fest-
stellung der einzelnen Prüfungsergebnisse ist jeweils eine Nie-
derschrift zu fertigen . Sie ist von den Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses zu unterzeichnen . 

§ 23
Prüfungszeugnis

Über die Prüfung erhält die Prüfungsteilnehmerin oder der Prü-
fungsteilnehmer von der zuständigen Stelle jeweils ein Zeugnis 
gemäß den Anlagen 1 und 2 . 

§ 24
Nicht bestandene Prüfung und Wiederholungsprüfung

(1) Bei nicht bestandener Prüfung erhält die Prüfungsteilneh-
merin oder der Prüfungsteilnehmer von der zuständigen Stelle 
einen schriftlichen Bescheid . Darin ist anzugeben, warum die 
Prüfung nicht bestanden wurde, welche Ergebnisse in den ein-
zelnen Prüfungsleistungen erzielt wurden und welche Prü-
fungsleistungen bei einer Wiederholung der Prüfung nicht wie-
derholt zu werden brauchen . Auf die Bedingungen der Wieder- 
holungsprüfung gemäß den Absätzen 2 und 3 ist hinzuweisen .

(2) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal wieder-
holt werden .

(3) Mit dem Antrag auf Wiederholung der Prüfung wird die Prü-
fungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer von der Prü-
fungsleistung

1 . einer schriftlichen Aufsichtsarbeit oder

2 . einer praxisbezogenen Projektarbeit mit Präsentation und 
einem Fachgespräch

befreit, wenn sie oder er darin in einer vorangegangenen Prü-
fung mindestens ausreichende Leistungen erzielt und sie oder 
er sich innerhalb von zwei Jahren, gerechnet vom Tag der Be-
endigung der nicht bestandenen Prüfung an, zur Wiederho-
lungsprüfung angemeldet hat . Im Falle einer notwendigen Wie-
derholungsprüfung aufgrund Nichtbestehens ist hinsichtlich 
der Bewertung der nachgeholten Prüfungsleistung das arithme-
tische Mittel aus den Bewertungen beider Einzelleistungen 
(Punktwert der nicht bestandenen Prüfungsleistung und der 
Wiederholungsleistung) i . R . des Prüfungsteils zu bilden . Die 

Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer kann bean-
tragen, auch die bestandenen Prüfungsleistungen zu wiederho-
len . In diesem Fall ist das letzte Ergebnis für das Bestehen zu 
berücksichtigen .

(4) Für die Anmeldung zur Wiederholungsprüfung finden die 
§§ 9, 10 und 12 Anwendung .

V. Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 25
Rechtsbehelf

Maßnahmen und Entscheidungen der Prüfungsausschüsse und 
der zuständigen Stelle sind bei ihrer schriftlichen Bekanntgabe 
an die Prüfungsbewerberinnen oder Prüfungsbewerber mit ei-
ner Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen . Diese richtet sich 
nach der Verwaltungsgerichtsordnung und den Ausführungs- 
bestimmungen des Landes Brandenburg .

§ 26
Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist der Prüfungsteilnehmerin oder dem Prüfungs-
teilnehmer nach Abschluss der Prüfung Einsicht in ihre oder 
seine Prüfungsunterlagen zu gewähren . Die schriftlichen Prü-
fungsarbeiten sind zwei Jahre, die Anmeldung nach § 10 und 
die Niederschriften nach § 22 Absatz 4 sind zehn Jahre nach 
Abschluss der Prüfung aufzubewahren .

§ 27
Inkrafttreten

Diese Prüfungsordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Prüfungsordnung für die Prüfung zum anerkannten Abschluss 
Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförderung in Werk-
stätten für behinderte Menschen vom 21. März 2011 außer Kraft.

Cottbus, den 17 . Juli 2019

Liane Klocek
Die Präsidentin
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Errichtung und Betrieb von einer Windkraftanlage 
in 15868 Lieberose OT Trebitz

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 27 . August 2019

Die Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG, 
Heinrich-Hertz-Straße 6 in 03044 Cottbus beantragt die  
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), in 15868 Lieberose auf dem Grundstück in der Ge-
markung Trebitz, Flur 5, Flurstück 103 eine Windkraftanlage 
(WKA) vom Typ VESTAS V162 - 5,6 MW zu errichten und zu 
betreiben .

Für das Vorhaben wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) durchgeführt .

Die Windkraftanlage vom Typ VESTAS V162 - 5,6 MW mit 
drei Rotorblättern hat eine Nabenhöhe von 166 m, einen Rotor-
durchmesser von 162 m und damit eine Gesamthöhe von 247 m 
zuzüglich 3,0 m Fundamenterhöhung . Die elektrische Leistung 
beträgt 5,6 MW . Zur Windkraftanlage gehören Getriebe, Ma-
schinenhaus, Stahlrohrturm, Fundament, Zuwegung und Kran-
stellfläche. Für das Vorhaben ist eine Waldumwandlung erfor-
derlich .

Es handelt sich um eine Anlage der Nummer 1 .6 .2 V des An-
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4 . BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1 .6 .2 A 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) . 

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist für das vierte Quartal 2021 
vorgesehen .

Auslegung

Der Genehmigungsantrag, die dazugehörigen erforderlichen 
Unterlagen und die bereits im Genehmigungsverfahren vorlie-
genden Stellungnahmen werden einen Monat vom 4. Septem-
ber 2019 bis einschließlich 7. Oktober 2019 im Landesamt 
für Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, Genehmi-
gungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-Straße 7, Zimmer 4 .27 
in 03050 Cottbus; im Amt Lieberose/Oberspreewald, Haupt-
amt, Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz; in der Stadt Lieberose, 
Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose und in der Stadtverwal-
tung der Stadt Friedland, Lindenstraße 13 in 15848 Friedland, 
Saal 1 . OG, ausgelegt und können dort während der Dienststun-
den von jedermann eingesehen werden .

Die ausgelegten Unterlagen enthalten die Untersuchungen zur 
Prüfung der Umweltverträglichkeit (UVP-Bericht), insbeson-
dere Angaben zu Schall und Schattenwurf, die naturschutzfach-
liche Eingriffs-/Ausgleichsplanung und die Auswirkungen auf 
Vögel und Fledermäuse . Der Bericht zu den voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht) mit den 
dazugehörigen Gutachten ist während der Auslegungszeit auch 
im zentralen Internetportal des Landes Brandenburg veröffent-
licht: 

https://www .uvp-verbund .de/bb .

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während  
der Einwendungsfrist vom 4. September 2019 bis ein- 
schließlich 7. November 2019 unter Angabe der Vorhaben-
ID 50.042.00/18/1.6.2V/T12 elektronisch an die E-Mail- 
Adresse T12@lfu .brandenburg .de oder schriftlich beim Lan-
desamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Post-
fach 60 10 61 in 14410 Potsdam; beim Amt Lieberose/Ober-
spreewald, Hauptamt, Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz; bei 
der Stadt Lieberose, Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose oder 
bei der Stadtverwaltung der Stadt Friedland, Lindenstraße 13 in 
15848 Friedland erhoben werden . Mit Ablauf dieser Frist sind für 
das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlos-
sen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen .

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: 

https://lfu .brandenburg .de/einwendungen . 

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird . Findet aufgrund die-
ser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht . Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörte-
rungstermin .

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 11. Dezember 
2019 um 10 Uhr im Bürgerzentrum „Darre“ der Stadt Lie-
berose (Saal), Schlosshof 3 a in 15868 Lieberose. Zeitgleich 
wird der parallel bekannt gemachte Antrag derselben Firma für 
drei WKA im selben Windpark in der Gemarkung Trebitz erör-
tert. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen 
werden, wird der Erörterungstermin an den folgenden Werk-
tagen fortgesetzt . Es wird darauf hingewiesen, dass die form- 
und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben 
des Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen 
 erhoben haben, erörtert werden .

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben . 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind . Die Zustellung der Entschei-
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden .

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
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liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8 . Dezember 2017 (BGBl . I S . 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 
13 . Mai 2019 (BGBl . I S . 706)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb von drei Windkraftanlagen 
in 15868 Lieberose OT Trebitz

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 27 . August 2019

Die Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG, 
Heinrich-Hertz-Straße 6 in 03044 Cottbus beantragt die  
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), in 15868 Lieberose auf den Grundstücken in der 
Gemarkung Trebitz, Flur 5, Flurstücke 1 und 53/2, drei Wind-
kraftanlagen (WKA) vom Typ VESTAS V162 - 5,6 MW zu er-
richten und zu betreiben .

Für das Vorhaben wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) durchgeführt .

Die Windkraftanlagen vom Typ VESTAS V162 - 5,6 MW mit 
drei Rotorblättern haben eine Nabenhöhe von 166 m, einen Ro-
tordurchmesser von 162 m und somit eine Gesamthöhe von 
247 m zuzüglich 3,0 m Fundamenterhöhung . Die elektrische 
Leistung beträgt je WKA 5,6 MW. Zu jeder WKA gehören Ge-
triebe, Maschinenhaus, Stahlrohrturm, Fundament, Zuwegung 
und Kranstellfläche. Für das Vorhaben ist eine Waldumwand-
lung erforderlich .

Es handelt sich um Anlagen der Nummer 1 .6 .2 V des An- 
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4 . BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1 .6 .2 A 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) . 

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist für das vierte Quartal 2021 
vorgesehen .

Auslegung

Der Genehmigungsantrag, die dazugehörigen erforderlichen 
Unterlagen und die bereits im Genehmigungsverfahren vorlie-
genden Stellungnahmen werden einen Monat vom 4. Septem-
ber 2019 bis einschließlich 7. Oktober 2019 im Landesamt 
für Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, Genehmi-
gungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-Straße 7, Zimmer 4 .27 
in 03050 Cottbus; im Amt Lieberose/Oberspreewald, Haupt-
amt, Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz; in der Stadt Lieberose, 
Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose und in der Stadtverwal-
tung der Stadt Friedland, Lindenstraße 13 in 15848 Friedland, 
Saal 1 . OG, ausgelegt und können dort während der Dienststun-
den von jedermann eingesehen werden .

Die ausgelegten Unterlagen enthalten die Untersuchungen zur 
Prüfung der Umweltverträglichkeit (UVP-Bericht), insbeson-
dere Angaben zu Schall und Schattenwurf, die naturschutzfach-
liche Eingriffs-/Ausgleichsplanung und die Auswirkungen auf 
Vögel und Fledermäuse . Der Bericht zu den voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht) mit den 
dazugehörigen Gutachten ist während der Auslegungszeit auch 
im zentralen Internetportal des Landes Brandenburg veröffent-
licht: 

https://www .uvp-verbund .de/bb .

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während  
der Einwendungsfrist vom 4. September 2019 bis ein- 
schließlich 7. November 2019 unter Angabe der Vorhaben-
ID 50.041.00/18/1.6.2V/T12 elektronisch an die E-Mail- 
Adresse T12@lfu .brandenburg .de oder schriftlich beim Lan-
desamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Post-
fach 60 10 61 in 14410 Potsdam; beim Amt Lieberose/Ober-
spreewald, Hauptamt, Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz; bei 
der Stadt Lieberose, Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose oder 
bei der Stadtverwaltung der Stadt Friedland, Lindenstraße 13 in 
15848 Friedland erhoben werden . Mit Ablauf dieser Frist sind 
für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln be-
ruhen .

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: 

https://lfu .brandenburg .de/einwendungen . 

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird . Findet aufgrund die-
ser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht . Gehen keine 
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form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörte-
rungstermin .

Der Erörterungstermin ist für den 11. Dezember 2019 um 
10 Uhr im Bürgerzentrum „Darre“ der Stadt Lieberose 
(Saal), Schlosshof 3 a in 15868 Lieberose vorgesehen . Zeit-
gleich wird der parallel bekannt gemachte Antrag derselben 
Firma für eine WKA im selben Windpark in der Gemarkung 
Trebitz erörtert. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abge-
schlossen werden, wird der Erörterungstermin an den folgen-
den Werktagen fortgesetzt . Es wird darauf hingewiesen, dass 
die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei 
Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erörtert werden .

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben . 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind . Die Zustellung der Entschei-
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden .

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8 . Dezember 2017 (BGBl . I S . 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 
(BGBl . I S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes 
vom 13 . Mai 2019 (BGBl . I S . 706)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) für das 
Vorhaben Änderung der Waldumwandlungsfläche 

für zwei genehmigte Windkraftanlagen (WKA) 
in 15836 Baruth/Mark OT Petkus

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27 . August 2019

Die Firma e-wikom Windpark Fläming 3 GmbH & Co. KG, 
Tölzer Straße 2 in 82031 Grünwald beantragt die Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
in der Gemarkung Petkus, Flur 7, Flurstück 24 die Wald-
umwandlungsflächen für zwei genehmigte WKA zu ändern.

Es handelt sich dabei um eine Änderung eines UVP-pflichtigen 
Windkraft-Vorhabens, für das bereits eine UVP durchgeführt 
wurde . Somit war gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 2 UVPG eine 
allgemeine Vorprüfung durchzuführen .

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen .

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Krite-
rien: 

Mit einer zusätzlichen Waldumwandlung von 5749 m² bezie-
hungsweise 0,5749 ha unterschreitet das Vorhaben deutlich das 
für eine Waldumwandlung (Rodung) im UVPG festgelegte Flä-
chenmaß von einem Hektar, welches für sich zu einer standort-
bezogenen Vorprüfung führen würde . Damit ist die Wald-
umwandlung als Vorhaben geringer Größe einzuordnen . Die 
neu beantragten Flächen weichen örtlich nur geringfügig von 
den genehmigten Flächen ab . Die Waldumwandlung wird voll-
ständig kompensiert .

Zudem wurde in diesem Gebiet bereits im Zuge des Neugeneh-
migungsverfahrens dieser WKA eine UVP durchgeführt.

Im Ergebnis der überschlägigen Vorprüfung kann daher die 
Möglichkeit erheblicher nachteiliger Auswirkungen  eher aus-
geschlossen werden .

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
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lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 
13 . Mai 2019 (BGBl . I S . 706)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb von drei Windkraftanlagen
in 15518 Briesen (Mark)

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27 . August 2019

Hiermit wird öffentlich bekannt gemacht, dass das Genehmi-
gungsverfahren der Firma Windmüllerei BLU Projekt GmbH, 
Wokrenter Weg 21 in 18246 Jürgenshagen zur Erteilung einer 
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) auf den Grundstücken 15518 Briesen (Mark), in 
der Gemarkung Biegen, Flur 2, Flurstücke 144 und 165 drei 
Windkraftanlagen zu errichten und zu betreiben (Az .: G09516; 
Bekanntmachung der Entscheidung vom 16 . Januar 2018 am 
28 . Februar 2018) im Rahmen des Widerspruchsverfahrens 
fortgeführt wird und dass modifizierte Antragsunterlagen zur 
Verfügung stehen .

Information der Öffentlichkeit 
über Umweltinformationen

Der Genehmigungsverfahrensstelle liegen zur Prüfung der Ge-
nehmigungsvoraussetzungen ein amtlicher Lageplan, ein Gut-
achten Standorteignung, ein geprüftes Brandschutzkonzept ein-
schließlich Prüfbericht, eine Schallimmissionsprognose, eine 
Schattenwurfprognose, ein landschaftspflegerischer Begleitplan, 
Untersuchungen zu Brut-, Rast-, Zugvögeln und Fledermäusen 
sowie eine Ergänzung zum UVP-Bericht in aktueller Ausfüh-
rung vor .

Der Antragsgegenstand wurde von zuvor zehn beantragten 
Windkraftanlagen auf derzeit drei beantragte Windkraftanlagen 
reduziert. Mit dem modifizierten Antrag sind keine zusätzli-
chen nachteiligen Auswirkungen für Dritte zu besorgen . 

Eine erneute Auslegung der Antragsunterlagen ist daher 
nicht erforderlich.

Die Öffentlichkeit wird daher nach Maßgabe des Umweltinfor-
mationsgesetzes des Landes Brandenburg (BbgUIG) darüber 
informiert, dass für die Entscheidung über die beantragte Ge-
nehmigung mit den modifizierten Antragsunterlagen weitere 
Umweltinformationen zur Verfügung stehen . 

Die Antragsunterlagen können gemäß BbgUIG im Zeitraum 
vom 29. August 2019 bis einschließlich 11. September 2019 
im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, 
Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) 
und im Bauamt Amt Odervorland, Bahnhofstraße 4, 15518 Brie-
sen (Mark), Haus 2, während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden .

Außerdem stehen die oben genannten Dokumente auf der vom 
Landesamt für Umwelt betriebenen Internetseite https://lfu .
brandenburg .de/info/genehmigungen-ost zur Verfügung .

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Information der Öffent-
lichkeit nach BbgUIG keine erneute Auslegung der Antrags-
unterlagen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz darstellt; 
sie eröffnet keine neue Einwendungsfrist. Mit Ablauf der 
Einwendungsfrist bis einschließlich 21 . April 2017 sind alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen pri-
vatrechtlichen Titeln beruhen .

Rechtsgrundlagen

Umweltinformationsgesetz des Landes Brandenburg (BbgUIG) 
vom 26 . März 2007 (GVBl . I S . 74), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 1 . Juli 2015 (GVBl . I Nr . 19)

Umweltinformationsgesetz (UIG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27 . Oktober 2014 (BGBl . I S . 1643), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20 . Juli 2017 (BGBl . I 
S . 2808)

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8 . Dezember 2017 (BGBl . I S . 3882)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Absage Erörterungstermin zum Antrag 
auf Errichtung und Betrieb von vier 

Windkraftanlagen in 15913 Märkische Heide

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27 . August 2019

Der mit Bekanntmachung vom 14 . Mai 2019 (ABl . S . 473) an-
gezeigte Erörterungstermin für das oben genannte Vorhaben der 
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Firma UKA Meißen Projektentwicklung GmbH & Co. KG, 
Dr .-Eberle-Platz 1 in 01662 Meißen am 18. September 2019 
um 10 Uhr im Gasthaus zum Oberspreewald, Brunnenplatz 11 
in 15913 Neu Zauche wird abgesagt. 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb 
von zwei Windkraftanlagen in 19339 Plattenburg/

OT Kletzke

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27 . August 2019

Die Firma Denker & Wulf AG, Windmühlenberg, 24814 Sehe-
stedt beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstück 19339 Plat-
tenburg/OT Kletzke in der Gemarkung Kletzke, Flur 5, Flur- 
stück 49 und 50/1, zwei Windkraftanlagen zu errichten und zu 
betreiben . 

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1 .6 .2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4 . BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorhabens 
nach Nummer 1 .6 .1 X der Anlage 1 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) .

Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 UVPG war für das bean-
tragte Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen .

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen .

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden . Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz- 
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen .

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 

liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 
13 . Mai 2019 (BGBl . I S . 706) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Errichtung und Betrieb 
von zwei Diamantbeschichtungsanlagen 

in 14478 Potsdam

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27 . August 2019

Die Firma Weber Technologies GmbH, Am Buchhorst 33 in 
14478 Potsdam beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund-
stück Am Buchhorst 33 in 14478 Potsdam in der Gemarkung 
Drewitz, Flur 13, Flurstück 25 zwei Diamantbeschichtungs-
anlagen zu errichten und zu betreiben . 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen zwei vollautomatische 
Diamant 4 .0 ® Beschichtungsanlagen, Modell GRU_BTH der 
Firma CarbonCompetence, eine Gasstation zur Lagerung von 
Methan, Wasserstoff und Stickstoff in Flaschen und ein Che-
mielabor .

Es handelt sich dabei um eine gemeinsame Anlage der Num-
mer 4 .1 .21 GE des Anhangs 1 der Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4 . BImSchV) sowie um ein Vorha-
ben nach Nummer 4 .2 A der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) .

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im Februar 2020 vorgese-
hen .

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder- 
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 4. September 
2019 bis einschließlich 4. Oktober 2019 im Landesamt für 
Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, Genehmi-
gungsverfahrensstelle West, Seeburger Chaussee 2, Haus 3, 
Zimmer 014, 14476 Potsdam OT Groß Glienicke ausgelegt und 
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können dort während der Dienststunden von jedermann einge-
sehen werden .

Die ausgelegten Unterlagen enthalten insbesondere Angaben zu 
Schall- und stofflichen Emissionen.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Einwen-
dungsfrist vom 4. September 2019 bis einschließlich 4. No-
vember 2019 unter Angabe der Vorhaben-ID 021.00.00/19 
schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt,  
Genehmigungsverfahrensstelle West, Postfach 60 10 61 in 
14410 Potsdam erhoben werden . Mit Ablauf dieser Frist sind 
für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln be-
ruhen .

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter:

https://lfu .brandenburg .de/einwendungen .

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird . Findet aufgrund die-
ser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht . Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörte-
rungstermin .

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 17. Dezember 
2019 um 10 Uhr im Landesamt für Umwelt, Seeburger 
Chaussee 2, Haus 4, Zimmer 006, 14476 Potsdam OT Groß 
Glienicke. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abge-
schlossen werden, wird der Erörterungstermin am folgenden 
Werktag fortgesetzt . Es wird darauf hingewiesen, dass die 
form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Aus-
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erörtert werden .

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben . 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-

gungsverfahrens nicht erforderlich sind . Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden .

Nach § 7 Absatz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung durchzuführen . Die Feststellung erfolg-
te nach Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der Grund- 
lage der vom Vorhabensträger vorgelegten Unterlagen sowie  
eigener Informationen . Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde 
festgestellt, dass für das oben genannte Vorhaben keine UVP-
Pflicht besteht.

Auf Grund der Lage des Standortes des Vorhabens im Indust-
riegebiet Potsdam-Süd (B-Plan Nr . 126) in einer bestehenden 
angemieteten Halle mit einem chemikalienbeständigen Boden 
und auf Grund von nur geringfügigen Emissionen aus den Dia-
mantbeschichtungsanlagen und den Laborabzügen sind keine 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Menschen, Boden und Wasser zu erwarten . Andere Schutzgüter 
sind nicht berührt .

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8 . Dezember 2017 (BGBl . I S . 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 
13 . Mai 2019 (BGBl . I S . 706) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West
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Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden . Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw . 
Gläubiger widerspricht . Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt . Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt .

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len . Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben .

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs- 
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt . Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes .

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 22. Oktober 2019, 10.00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, 15236 Frankfurt (Oder), Saal 302 folgende 
Objekte öffentlich versteigert werden:
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 1, Gemarkung Niederjesar, Flur 1, Flurstück 78, Ge-

bäude- und Freifläche, Landwirtschaftsfläche, Ernst-
Thälmann-Str. 47, Größe: 5.547 m²

lfd . Nr . 2,  Gemarkung Niederjesar, Flur 1, Flurstück 79, Land-
wirtschaftsfläche, Ernst-Thälmann-Str. 47, Größe: 
3.777 m²

eingetragen im Grundbuch von Niederjesar Blatt 265
lfd . Nr . 1
Objektbeschreibung/Lage (lt . Angabe d . Sachverständigen):
eingeschossige Doppelhaushälfte mit Anbau nebst vermietetem 
Wohnhaus mit Stallteil sowie weiteren Anbauten 
Postanschrift:  Ernst-Thälmann-Straße 47, 15306 Fichtenhöhe 

OT Niederjesar;

Verkehrswert:  8 .050,00 EUR, davon entfällt auf Zubehör: 
50,00 EUR (Satellitenanlage)

lfd . Nr . 2
Objektbeschreibung/Lage (lt . Angabe d . Sachverständigen):
eingeschossige Doppelhaushälfte mit Anbauten 
Postanschrift:  Ernst-Thälmann-Straße 47, 15306 Fichtenhöhe 

OT Niederjesar;
Verkehrswert:  8 .000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 19 .10 .2019 in das Grund-
buch eingetragen worden .
Az.: 3 K 68/18

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 5. November 2019, 10.00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302 das im Grundbuch von Beeskow 
Blatt 2197 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be-
standsverzeichnis:
lfd . Nr . 2,  Gemarkung Beeskow, Flur 5, Flurstück 423, Land-

wirtschaftsfläche, Mittel Lugkaveln, Größe: 664 m² 
öffentlich versteigert werden .
Objektbeschreibung/Lage 
unbebautes und brach liegendes Gartenland im Außenbereich 
ohne Postanschrift

Verkehrswert: 7 .300,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 01 .03 .2018 in das Grund-
buch eingetragen worden .
Az.: 3 K 19/18

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 5. November 2019, 10.30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Jüterbog Blatt 5383 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 1,  Gemarkung Jüterbog, Flur 17, Flurstück 76, Zinnaer 

Vorstadt 72, Größe 130 m²
versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 5 .000,00 EUR festgesetzt worden . 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
09 .10 .2018 eingetragen worden . 

Das Grundstück befindet sich in Zinnaer Vorstadt 72, 14913 Jü-
terbog . Es ist bebaut mit einem stark sanierungsbedürftigen 
Einfamilienhaus (Reihenmittelhaus Baujahr 1900, Wohnfläche 
ca. 118 m²), Bodendenkmal. Die nähere Beschreibung kann 
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dem im Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 8, vorliegenden 
Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden .
Az.: 17 K 34/18

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 26. November 2019, 10.30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Kummersdorf-Gut Blatt 108 eingetragene Grundstück, Be-
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 2,  Gemarkung Kummersdorf-Gut, Flur 3, Flurstück 135, 

Gebäude- und Freifläche, Heimstraße, Größe 1.858 m²
versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 15 .000,00 EUR festgesetzt worden . 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
07 .09 .2017 eingetragen worden . 

Das Grundstück befindet sich in 15838 Am Mellensee OT Kum-
mersdorf-Gut, Platz der Jugend 1 . Es ist bebaut mit einer ehe-
maligen Gaststätte mit 2 Wohnungen im Dachgeschoss (Wohn-
fläche ca. 35,00 m² und ca. 65,00 m²). Das Gebäude Baujahr ca. 

1937 befindet sich in einem stark sanierungsbedürftigen Zu-
stand . Die nähere Beschreibung kann dem im Amtsgericht Lu-
ckenwalde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden .
Az.: 17 K 65/17 

Güterrechtsregistersachen

Amtsgericht Neuruppin
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